
Gefördert durch

Digital durch die Krise –  
Wo die öffentliche Verwaltung  
derzeit neue Wege geht

Corona: Stresstest für den Staat

Ist ein Digitalministerium erforderlich?  
Ein Blick auf internationale Erfahrungen

Digitalisierung mit Start-ups – Fünf vergabe- 
rechtliche Empfehlungen für öffentliche  
Auftraggeber zur Zusammenarbeit mit der  
Gründerszene

Institut für den öffentlichen Sektor

Public 
Governance
 ZEITSCHRIFT FÜR ÖFFENTLICHES MANAGEMENT

 A
U

S
G

A
B

E
  S

O
M

M
E

R
 2

0
21



 	 Editorial
3 	 Digital gegen das Virus

	 Schwerpunktthema
4 	 �Digital durch die Krise – Wo die öffentliche Verwaltung derzeit neue Wege geht

	 Standpunkt
12 	� Corona: Stresstest für den Staat

15 	� Ist ein Digitalministerium erforderlich? Ein Blick auf internationale Erfahrungen

18 	� ��Digitalisierung mit Start-ups – Fünf vergaberechtliche Empfehlungen für öffentliche Auftraggeber 
zur Zusammenarbeit mit der Gründerszene

20 	� Interview: Die E-Akte ist ein Einstieg in die digitale Transformation

	 Rundblick
21 	myGovernment – Start-ups als Innovationspartner für den öffentlichen Sektor

22 	�Interview: „Zwei verschiedene Sprachen und Kulturen“ – Wie öffentliche Verwaltung und Start-ups  
zusammenkommen

	 �Aktuelles aus Verwaltungswirtschaft  
und öffentlichen Unternehmen

23 	 Corporate Governance	  
	� Kommunale Aufsichtsräte hätten gerne mehr und teilweise andere Qualifizierung 

23 	 Digitalisierung	

	 Gesetzentwurf beschlossen: Zweites Open-Data-Gesetz standardisiert Datenbereitstellung (und Weiteres)

25 	� Öffentliche Finanzwirtschaft	
	 Finanzierungsüberschuss der Kommunen aufgrund Corona-Krise deutlich gesunken (und Weiteres) 

27	� Haushalts- und Rechnungswesen
	 Evaluation der Doppik in Hamburg: OECD-Vergleich weist Hamburg als fortschrittlich aus (und Weiteres)

27	� Verwaltungsmodernisierung
	 Basisregister für Unternehmensstammdaten startet voraussichtlich noch 2021 (und Weiteres)

28	� Nachhaltigkeit 
Neue Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes vorgestellt (und Weiteres)

	 In eigener Sache

30 	 Neuer Bundeskodex – Webcast beleuchtet Umsetzung (und Weiteres)

	 Service
31 	 Abonnement PublicGovernance, Impressum, Ansprechpartner	

INHALT

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



PUBLIC GOVERNANCE  Sommer 2021

  3

Digital gegen das Virus
 EDITORIAL

Lässt sich ein Virus digital bekämpfen? 
Unmittelbar sicherlich nicht. Bits und 
Bytes können Hygienemaßnahmen, Impf-
stoffe und Medikamente nicht ersetzen – 
wohl aber mittelbare Wirkung entfalten, 
indem sie die analogen Maßnahmen 
flankieren. Der Druck der Corona-Krise 
hat in vielen Ländern der Welt eine Reihe 
von Innovationen ausgelöst. Entwickelt 
wurden beispielsweise neue digitale In
strumente, etwa zur Kontaktnachverfol-
gung für die Behörden oder zur Warnung 
vor möglichen Infektionsgefahren. In un-
serem Hauptbeitrag beschreiben wir aus
gewählte digitale Instrumente und neh-
men – soweit das jetzt schon möglich ist – 
eine erste Bewertung vor. 

Bei allen Digitalisierungsschritten, seien 
sie krisenbedingt oder nicht, sind in unter-
schiedlichem Umfang externe Partner 
aus der Wirtschaft erforderlich. Seit einem 
halben Jahrzehnt setzt sich unser Institut 
dafür ein, hierbei jungen, technologie
orientierten Unternehmen, sogenannten 
GovTech Start-ups, eine Chance zu ge-
ben. Wir sind der Meinung, dass gerade 
von ihnen besondere innovative Impulse 
für den öffentlichen Sektor ausgehen kön
nen. Im Rahmen der Initiative „myGovern
ment“ unterstützt das Institut Start-ups 
durch jährliche Netzwerkveranstaltungen 
und Seminare auf ihrem Weg zu Aufträgen 
der öffentlichen Verwaltung und ihrer Un-
ternehmen. In der vorliegenden Ausgabe 
haben wir zu diesem Thema ein Interview 
mit Norbert Herrmann, Referent für Start
up Affairs in der Senatsverwaltung für 
Wirtschaft, Energie und Betriebe des 
Landes Berlin, geführt. Henrik-Christian 
Baumann, Partner bei KPMG Law, gibt 
vergaberechtliche Hinweise, wie die Digi-
talisierung mit Start-ups gelingen kann. 
Bereits im Frühjahr hat das Institut hierzu 
eine schriftliche Handreichung vorgelegt, 
die auf der Internetseite www.public
governance.de abgerufen werden kann. 

Als ein Hinderungsgrund für die im inter-
nationalen Vergleich rückständige Digita-
lisierung des öffentlichen Sektors hier
zulande wird in der Fachöffentlichkeit oft 
die zersplitterte Zuständigkeit genannt 
und als Lösung ein Digitalministerium auf 
Bundesebene vorgeschlagen. Unser wis-
senschaftlicher Leiter Prof. Dr. Gerhard 
Hammerschmid hat mit seinem Mitarbei-
ter Tim Hildebrandt dazu eine internatio-
nale Analyse erarbeitet, die wir exklusiv 
in dieser Ausgabe vorstellen. 

Unser Dank geht auch an Prof. Dr. Thomas 
Hemker von der Hochschule des Bundes 
für öffentliche Verwaltung. Der Verwal-
tungsinformatiker ordnet im Gespräch 
mit KPMG-Partner Olaf Köppe das wich-
tige Thema elektronische Akte (E-Akte) 
neu ein. 

Das Redaktionsteam des Instituts für 
den öffentlichen Sektor wünscht Ihnen 
eine gute und gesunde Sommerzeit. 

Ulrich Maas

Vorsitzender 
Institut für den öffentlichen Sektor e. V.
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Durch die Corona-Pandemie mussten Menschen, Unternehmen und Organisationen in nahezu 

allen Bereichen auf die veränderte Situation reagieren – so auch der öffentliche Sektor mit  

seinen Verwaltungsinstitutionen. Die unmittelbare Krisenbekämpfung hat vor allem die öffent-

liche Verwaltung massiv gefordert. Oftmals wurden für die Bekämpfung des Virus neue digitale 

Methoden und Strategien entwickelt. Zugleich rückten auch digitale Defizite ins Rampenlicht.  

In verschiedenen Bereichen – etwa bei Apps zur Infektionsverfolgung oder neuen Formaten  

zur Entwicklung innovativer Ideen – kann der öffentliche Sektor zurzeit wichtige Kenntnisse sam-

meln. Diese Erfahrungen könnten auch bei künftigen Herausforderungen hilfreich sein.

Digital durch die Krise – Wo die  
öffentliche Verwaltung derzeit neue 
Wege geht 

SCHWERPUNKTTHEMA

Von Anfang an gefordert: die Gesundheitsämter 
An der vordersten Front der Krisenbekämpfung standen von Beginn an die meist von 
den Landkreisen und kreisfreien Städten getragenen Gesundheitsämter. Diese wur-
den in der Öffentlichkeit in vielen Fällen dafür kritisiert, dass die Kontaktnachverfol-
gung von infektiösen Personen, die Betreuung von Infizierten und die Fallmeldung 
weitgehend mit Papier, Stift, Telefon und Faxgerät erfolgen würde. Ob dies im Ein-

zelfall überhaupt zutraf, soll hier nicht erörtert werden. Seitens 
des Bundesgesundheitsministeriums wurde jedoch für die 
Einführung einer bundesweit einheitlichen digitalen Lösung für 
diese Aufgaben geworben. Die hierfür empfohlene Software 

Sormas (Surveillance Outbreak Response Management and Analysis System) 
wurde bereits 2014 maßgeblich vom Braunschweiger Helmholtz-Zentrum für 
Infektionsforschung und dem Robert Koch-Institut für die Bekämpfung der Ebola-
Epidemie in Afrika entwickelt. Während der Corona-Pandemie wurde eine speziell 
für den deutschen öffentlichen Gesundheitsdienst angepasste Version der Open-
Source-Software erarbeitet. Nach zwischenzeitlichen Verzögerungen haben zum  
jetzigen Zeitpunkt nach Angaben des Helmholtz-Zentrums 339 Gesundheitsämter 
Sormas installiert, womit während der laufenden Krise eine offenbar fast flächen
deckende Einführung erreicht wurde1. Medienberichten zufolge ist allerdings in nicht 
wenigen Fällen zwischen der reinen Installation und einer echten Nutzung im Alltags-
betrieb zu unterscheiden. 

Digitale Hilfsmittel im Kriseneinsatz: neue Apps 
Für die unmittelbare Krisenbekämpfung sind eigens Anwendungen für die allge-
meine Bevölkerung entwickelt worden. Beispielhaft sollen an dieser Stelle zwei Inno-
vationen näher beleuchtet werden: die Corona-Warn-App und die Luca-App. 

1	 Sormas (2021): Sormas ÖGD Covid-19, unter: www.sormas-oegd.de, abgerufen am 9.6.2021

Brisanz fehlender digitaler Lösungen zeigte  
sich zuerst bei den Gesundheitsämtern
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Die Entwicklung der Corona-Warn-App wurde am 26.4.2020 angekündigt. Mit der 
Entwicklung der damals noch als „Tracing-App“ bezeichneten Lösung werde ein  
Ansatz verfolgt, „der auf Freiwilligkeit beruht, datenschutzkonform ist und ein hohes 
Maß an IT-Sicherheit gewährleistet.“2 Hauptziel aus epidemiologischer Sicht sei  
es, Infektionsketten möglichst frühzeitig zu erkennen und zu unterbrechen. Bereits 
nach eineinhalb Monaten wurde die Corona-Warn-App am 16.6.2020 in einer Presse
konferenz der Bundesregierung vorgestellt3. Als deren offizieller Herausgeber fun-
giert das in Berlin ansässige Robert Koch-Institut des Bundes, Entwickler waren die 
Unternehmen Deutsche Telekom und SAP in Kooperation mit der Fraunhofer-Gesell-
schaft und dem CISPA Helmholtz-Zentrum für Informationssicherheit auf Basis einer 
dezentralen Softwarearchitektur. 

Bis Mitte Juni 2021 wurde die App nach einem Pressebericht zufolge bereits rund 
28,5 Millionen Mal heruntergeladen4, womit sie mit Abstand die zahlenmäßig erfolg-
reichste App der öffentlichen Hand sein dürfte. Die 2015 gestartete Katastrophen-
Warn-App NINA hat nach Angaben der Bundesregierung bis-
lang lediglich 8,1 Millionen Nutzer erreicht5, die Ausweis-App 
des Bundes sogar nur rund zwei Millionen6. Das hohe Daten-
schutzniveau hat der Anwendung aber auch viel Kritik einge-
bracht. So ist es etwa bei Erhalt einer Warnmeldung nicht möglich, Ort und Zeit der 
Infektionsgefahr zu bestimmen. Im Oktober 2020 hatte der Bayerische Minister
präsident die Corona-Warn-App bislang als „praktisch wirkungslos“ und „zahnloser 
Tiger“ bezeichnet und ein „Update“ gefordert7. Die anfangs offenbar eher begrenzte 
Bereitschaft von Betroffenen, ein positives Testergebnis auch in die App einzu
tragen, scheint sich nach einem Jahr deutlich erhöht zu haben: Nach einer Bitkom-
Umfrage liegt die Bereitschaft nun bei über 70 Prozent8.  

Der Verbraucherzentrale Bundesverband hebt hervor, dass die Corona-Warn-App in 
der Version 2.0 seit April 2021 zwar das Erstellen und Erfassen von QR-Codes  
anbiete, aber weiterhin keine personenbezogenen Daten nutze. So könnten Nutzer 
der App nicht vom Gesundheitsamt kontaktiert werden und sie ersetze nach wie vor 
nicht die in vielen Bundesländern geforderte Angabe von Kontaktdaten bei Veranstal-
tungen, in Geschäften oder Gastronomiebetrieben9. 

Genau dies aber soll eine private Entwicklung leisten: die 2021 vorgestellte Luca-
App. Als Herausgeber fungiert hier das Berliner Unternehmen culture4life GmbH,  
als deren Anteilseigner offenbar unter anderen das Berliner  
IT-Start-up neXenio und die Beteiligungsgesellschaft der  
Popgruppe „Die Fantastischen Vier“ fungieren. Nach eigenen  
Angaben bietet die App eine „Kontaktrückverfolgung im Aus-
tausch mit den Gesundheitsämtern, (…) (die) verschlüsselte, sichere und verantwor-
tungsvolle Datenübermittlung (sowie eine) automatisch erstellte und persönliche 
Kontakt- und Besuchshistorie“10. 

2	 Bundesministerum für Gesundheit (2020): Erklärung von Kanzleramtsminister Helge Braun und Bundesgesundheitsminister Jens Spahn zur  
Tracing-App, 26.4.2020, unter: www.bundesgesundheitsministerium.de, abgerufen am 3.5.2021

3	 Die Bundesregierung (2020): Veröffentlichung der Corona-Warn-App,16.6.2020, unter: www.bundesregierung.de, abgerufen am 3.5.2021

4	 Frankfurter Allgemeine Zeitung (2021): Vertrauen in Corona-App, 15.06, S. 18

5	 Die Bundesregierung (2020): Warn-App NINA mit lokalen Corona-Regelungen, 14.12.2020, unter: www.bundesregierung.de, abgerufen am 31.5.2021

6	 Einhaus, J. (2019): Neuer Personalausweis: Bundesregierung schätzt Zahl freigeschalteter eID-Funktionen, 25.2.2019, unter: www.vdz.org, abgerufen 
am 31.5.2021

7	 Frankfurter Allgemeine Zeitung (2020): Söder: Corona-Warn-App bisher zahnloser Tiger, 20.10.2020, unter: www.faz.net, abgerufen am 3.5.2021

8	 Frankfurter Allgemeine Zeitung (2021): Vertrauen in Corona-App, 15. Juni, S. 18

9	 Verbraucherzentrale (2021): Was „Luca“ anders macht als die Corona-Warn-App, 31.5.2021, unter: www.verbraucherzentrale.de, abgerufen am 
3.5.2021

10	 Luca (2021): Gemeinsam das Leben erleben, unter: www.luca-app.de, abgerufen am 3.5.2021

Über ein Drittel der Bevölkerung verfügt  
über die Corona-Warn-App 

Privat entwickelte Luca-App ermöglicht die  
Nachverfolgung von Kontakten  
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Die regionale Verbreitung der App ist erheblich, nachdem von vielen Bundesländern 
und einer großen Zahl von Kommunen Lizenzen an der App erworben wurden. Nach 
Angaben von culture4life waren Anfang Mai 2021 bereits knapp 300 Gesundheits-
ämter (von insgesamt 400) an die App angebunden11, auf seiner Facebook-Seite gab 
der Herausgeber Ende Mai 2021 zehn Millionen Downloads bekannt. 

Die Kritik aus der Fachwelt erscheint jedoch erheblich. Die zuständige Berliner Daten-
schutzbeauftragte attestierte der App Anfang April 2021 „datenschutzrechtliche 
Probleme“12. 77 Wissenschaftler, darunter zahlreiche IT-Sicherheitsforscher von Uni-
versitäten und Forschungsinstituten, unterzeichneten eine Internet-Stellungnahme, 

in der die Luca-App erheblich kritisiert wird. Es entstehe eine 
Abhängigkeit von einem Privatunternehmen, der Nutzen der 
App für die Gesundheitsämter sei zweifelhaft, gleichzeitig  
erfasse das System zentralisiert Bewegungs- und Kontakt

daten13. Dagegen verweist der Verbraucherzentrale Bundesverband darauf, dass der 
gesamte Quellcode der Luca App inzwischen veröffentlicht worden sei und stellt 
„trotz einiger berechtigter Kritik“ fest, dass „angesichts des praktischen Nutzens der 
App (…) nach aktuellem Stand das Risiko in der aktuellen Krise wohl vertretbar zu 
sein (scheint)14. 

Auch zahlreiche andere stark betroffene ausländische Nationen versuchen mit Apps, 
das Pandemiegeschehen in den Griff zu bekommen. So wurde etwa in Großbritan-
nien eine der deutschen Softwareanwendung ähnliche digitale Warn-App entwi-
ckelt. Die vom staatlichen Gesundheitsdienst in England und Wales betriebene und 
im September 2020 gestartete zweite, dezentral angelegte Version der „NHS Covid 
19“-App weist laut Angaben des Onlinedienstes des IT-Magazins Connect von  
Anfang Juni 2021 mit 22 Millionen Downloads ähnliche Nutzungsraten wie das deut-
sche Pendant auf. Zuvor war im Mai 2020 eine erste Version der App mit zentraler 
Datenhaltung nach starker Kritik zurückgezogen worden15. 

In den USA hingegen scheint eine landesweite App zur Warnung vor Infektionen  
offenbar aufgrund der Eigenständigkeit der Bundesstaaten nicht möglich. Ein Bei-
spiel für eine regionale Lösung ist „Covid Alert NY“, die im Oktober 2020 im Auftrag 
des Gesundheitsministeriums des Staates New York entwickelt wurde. Mit 1,1 Mil
lionen Downloads bei rund 20 Millionen Einwohnern konnte sie bisher offenbar eine 
nur schwache Durchdringung der dortigen Bevölkerung erreichen16. 

Europäischer Impfpass: Digitalisierung durch europäische Kooperation 
Die Aufhebung der Reiserestriktionen für Geimpfte ließ den Bedarf nach einer ein-
heitlichen digitalen Lösung für die Zertifizierung von Covid-Impfungen entstehen. Ein 
digitaler Lösungsansatz auf europäischer Ebene ist der von der Europäischen Union 
beschlossene Europäische Impfpass. Der Europäische Impfpass in Form eines digi-
talen Zertifikats soll in allen Mitgliedstaaten gültig sein und europaweites Reisen 
schon im Sommer ermöglichen. Um einem Flickenteppich aus unterschiedlich aus-
gestalteten Impfdokumentationen entgegenzuwirken, hat die EU-Kommission im 
Auftrag der 27 EU-Mitgliedstaaten die (technischen) Rahmenbedingungen für die 
Ausgestaltung und Interoperabilität eines solchen Impfzertifikates durch ein soge-
nanntes grünes Impfzertifikat oder Covid-Zertifikat beschlossen.17  

11	 Luca (2021): Gemeinsam das Leben erleben, unter: www.luca-app.de, abgerufen am 16.6.2021

12	 Kiesel, R. (2021): Berlins Datenschutzbeauftragte warnt vor Luca-App, 9.4.2021, unter: www.tagesspiegel.de, abgerufen am 3.5.2021

13	  https://digikoletter.github.io, abgerufen am 3.5.2021

14	 Verbraucherzentrale (2021): Was „Luca“ anders macht als die Corona-Warn-App, 31.5.2021, unter: www.verbraucherzentrale.de, abgerufen  
am 3.5.2021

15	 Rügheimer, H. (2021): UK:NHS Covid 19 im Test, 2.6.2021, unter: www.connect.de, abgerufen am 6.6.2021

16	 Rügheimer, H. (2021): UK:NHS Covid 19 im Test, 2.6.2021, unter: www.connect.de, abgerufen am 6.6.2021

17	 Berliner Zeitung (2021): Urlaub mit EU-Impfausweis – Die wichtigsten Fragen und Antworten, 28.4.2021, unter: www.berliner-zeitung.de,  
abgerufen am 17.5.2021

Datenschutz und Abhängigkeit von  
Privatunternehmen werden kritisch gesehen 
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Das digitale Covid-Zertifikat der EU soll über eine erfolgte Corona-Impfung Auskunft 
geben, aktuelle Testergebnisse anzeigen und Angaben über eine bereits überstan-
dene Corona-Erkrankung machen. Jedes digitale Covid-Zertifikat der EU umfasst 
eine individuelle elektronische Signatur zum Schutz vor Fäl-
schung sowie einen QR-Code. Jede nationale Ausgabestelle 
für Impfnachweise (Krankenhäuser, Impfzentren, Gesundheits-
behörden) erhält ebenfalls eine elektronische Signatur, die in 
einer EU-weiten Datenbank gespeichert wird. Über eine Schnittstelle der EU-Kom-
mission, die sogenannte EU Digital Covid certificate Gateway, werden alle nationalen 
Zertifikat-Signaturen überprüft und zertifiziert.18 

CovPass, die seit Juni 2021 verfügbare digitale deutsche Version des grünen EU- 
Zertifikats, soll EU-weit und in Island, Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz  
genutzt werden können19. Alle EU-Staaten würden laut Angaben der EU-Kommis-
sion die dafür notwendigen technischen Voraussetzungen erfüllen20. Der digitale 
Impfnachweis, der inzwischen auch in die bereits bestehende Corona-Warn-App  
integriert wurde, ist im Rahmen einer Industriekooperation als Open-Source-Projekt 
von mehreren Partnern entwickelt worden: dem IT-Unternehmen IBM, dem Kölner 
Startup Ubirch sowie govdigital und Bechtle. Generiert werden kann der digitale 
Impfnachweis in Arztpraxen, Impfzentren oder Apotheken. Die relevanten Daten der 
Impfung werden dann in einem 2D-Barcode abgebildet, den Nutzer zunächst auf 
einem Papierausdruck erhalten und anschließend mit der CovPass-App oder der  
Corona-Warn-App einscannen und über das Smartphone verwenden und vorzeigen 
können. Zur Überprüfung des Impfstatus gibt es eine Prüf-App („CovPassCheck-
App“), über die – ähnlich wie bei einem Barcode von Bahntickets – der Impfstatus 
eingescannt und verifiziert werden kann.21 

Bislang dient der digitale Impfausweis ausschließlich zum Nachweis der Corona-
Impfung. Eine funktionelle Ausweitung auf andere Impfungen und eine Integration in 
die elektronische Patientenakte (ePA) ist laut der Bundesregie-
rung aber ab Anfang 2022 vorgesehen.22    

Andere Länder hatten die Entwicklung eines digitalen Impfpas-
ses zum Teil rascher vorangetrieben. So war Estland das erste europäische Land mit 
einer Impfpass-App. Die digitale Impfpass-Version startete im April 2021 in Estland23 

und wurde im Mai 2021 erfolgreich für die Nutzung im Rahmen des Covid-Zertifikats 
der EU getestet.24 Entwickelt wurde die Applikation von dem estnischen Blockchain-
Unternehmen Guardtime in Kooperation mit der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO).25 Zurückzuführen ist Estlands kurzfristig erarbeitete Lösung – neben dem all-
gemein hohen Digitalisierungsgrad des Landes – besonders auf die enge Koopera
tion mit nationalen Tech-Unternehmen, die die nötige digitale Expertise für eine 
schnelle Projektumsetzung bereitgestellt haben.26 Auch Israel hat bereits ein digitales 
Impfzertifikat. Das im Februar 2021 eingeführte „Grüne Impfzertifikat“ räumt  
Geimpften und Genesenen Sonderrechte zum Beispiel in Restaurants, Bars oder  
Fitnessstudios über die App „Razor“ ein.27 

18	 Europäische Kommission (2021): Digitale Covid-Zertifikat der EU, unter: ec.europa.eu, abgerufen am 10.6.2021

19	 Bundesgesundheitsministerium (2021): Fragen und Antworten zum digitalen Impfnachweis, unter www.bundesgesundheitsministerium.de,  
zuletzt abgerufen am 15.7.2021

20	 Lauck, D. (2021): So geht Urlaub mit digitalem Impfpass, 1.7.2021, unter: www.tagesschau.de, zuletzt abgerufen am 15.7.2021

21	 Bundesgesundheitsministerium (2021): Fragen und Antworten zum digitalen Impfnachweis, unter www.bundesgesundheitsministerium.de,  
zuletzt abgerufen am 15.7.2021

22	 Ärzteblatt 82021): Der digitale Impfpass als Teil der ePA kommt Anfang nächsten Jahres, 30.6.2021, unter: www.aerzteblatt.de, zuletzt abgerufen  
am 15.7.2021; Deutscher Bundestag (2021): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD / Medizinisches Informations
objekt Impfpass – Digitaler Corona-Impfnachweis, Drucksache 19/30774, 16.6.2021

23	 Krüger, G. (2021): Digitale Lösungen gegen Corona. Ein Impfpass, der nicht so heißen darf, 28.4.2021, unter: www.zdf.de, zuletzt abgerufen am 25.7.2021

24	 ERR/Eesti Rahvusringhääling (2021): Estonia among first to join EU’s digital covid-19 vaccination passport, 28.5.2021, unter: www.news.err.ee,  
abgerufen am 2.6.2021

25	 Wettach, S. (2021): Europas erster digitaler Impfpass kommt aus Estland, 26.2.2021, verfügbar unter: www.wiwo.de, abgerufen am 2.6.2021

26	 E-Trade (2019): Building the Digital Government – Estonia’s Digital Transformation, 18.10.2019, unter: etradeforall.org, abgerufen am 2.6.2021

27	 Deutsches Ärzteblatt (2021): Israels Grüner Pass bringt Erleichterungen für Coronageimpfte, 22.2.2021, unter: www.aerzteblatt.de, abgerufen  
am 2.6.2021

Elektronische Signatur soll für Fälschungs
sicherheit sorgen 

Digitaler Impfausweis künftig auch für  
andere Impfungen neben Covid-19 denkbar
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Digitalisierung beim Impfen in Deutschland   
Im Zusammenhang mit den Corona-Schutzimpfungen werden 

vor allem bei der Terminvergabe digitale Plattformen entwickelt 

bzw. eingesetzt. Zwar wird die nationale Impfstoffbeschaffung 

durch den Bund vorgenommen, für den Gesamtprozess des Ver-

impfens mit der Logistik für die Impfstoffe und des Zubehörs tra-

gen allerdings die Länder die Verantwortung, einschließlich der 

Vergabe der Impftermine28. Die Kommunen wiederum überneh-

men den nicht medizinischen Teil der Impfkampagne und sorgen 

für Räumlichkeiten sowie nicht medizinisches Personal. Weiter-

hin erbringen „die Kassenärztlichen Vereinigungen, sofern das 

Land es bestimmt,“29 den medizinischen Teil für die Impfzentren 

und mobilen Impfteams. Die Kassenärztliche Bundesvereini-

gung (KBV) und ihre Tochterfirma kv.digital GmbH stellen den 

Ländern ein „standardisiertes Modul zur telefonischen und digi-

talen Vereinbarung von Terminen“ zur Verfügung30. 

Alle Länder bieten mittlerweile neben der telefonischen auch 

eine Form der digitalen Impfterminvergabe an. Lediglich vier 

Bundesländer – Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg 

und Sachsen-Anhalt – greifen auf die einheitliche digitale Ter-

minvergabe durch die KBV (impfterminservice.de) zurück. Die 

anderen Länder organisieren ihre digitale Impfterminvergabe 

teils vollständig über privatwirtschaftliche Plattformen, wie zum 

Beispiel Doctolib (Berlin) bzw. Samedi (Saarland). Öffentlich-pri-

vate Mischformen ergeben sich dort, wo Länder wie Schleswig-

Holstein mit Eventim oder Sachsen mit dem Deutschen Roten 

Kreuz ihre Plattformen unter Einbindung privater bzw. gemein-

nütziger Partner aufgesetzt haben. Die übrigen Länder koordi

nieren und betreiben ihre öffentlichen Lösungen in Eigenregie 

(vergleiche Abbildung 1).

28	 Coronavirus-Impfverordnung: §6 Abs. 2 CoronaImpfV

29	 Coronavirus-Impfverordnung: §6 Abs. 3 CoronaImpfV

30	 Bundesanzeiger (2021): Bundesministerium für Gesundheit – Verordnung zum Anspruch auf Schutz
impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-Impfverordnung – CoronaImpfV) vom 
10.3.2021, unter: bundesgesundheitsministerium.de, abgerufen am 21.6.2021
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Zu den allgemeinen Herausforderungen der Impfkampagne  

gehören neben der Impfstoffknappheit postalisch verschickte 

Impfberechtigungen an Verstorbene31 und an Menschen, die 

fälschlicherweise prioritär eingestuft wurden32. Im digitalen  

Bereich berichteten sächsische Impfzentren von Softwarepro

blemen in der Verwaltung von Patientendaten33, in Thüringen 

wurde die digitale Impfplattform nach Angaben des Gesund-

heitsministeriums direkt nach dem Start gehackt34 und diverse 

Hotlines sowie Impfterminportale sind zeitweise überlastet oder 

nicht erreichbar35. Eine repräsentative Umfrage des Digitalver-

bandes Bitkom e.V. kommt zu dem Ergebnis, dass mehr als zwei 

Dutzend Anläufe zur digitalen Terminbuchung eher die Regel  

als die Ausnahme darstellen. Insgesamt berichteten nur sechs 

Prozent der Befragten von einer reibungslosen Funktionsweise 

ihrer digitalen Terminvergabe. Die Corona-Warn-App spielt 

überraschenderweise keine Rolle in der digitalen Impftermin

vergabe, obwohl die von Bitkom Befragten mehrheitlich (43 Pro-

zent) ihren Impftermin gerne per App vereinbaren würden36. 

Das Impfmanagement vor Ort in einem der 446 deutschen  

Impfzentren oder den Hausarztpraxen ist offenbar kaum digitali- 

siert. Zumeist wird mit Papierunterlagen – bestehend aus Aufklä-

rungsunterlagen, Einverständniserklärungen und Laufzetteln – 

gearbeitet. Demgegenüber haben das Saarland und Hamburg – 

sowie teilweise Berlin – über die digitale Terminvergabe hinaus 

für einige Impfzentren digitale Verfahren in der Patientenlogistik 

durch Kooperationen mit privaten Anbietern eingeführt. 

Tim Hildebrandt, Hertie School, Berlin

31	 Hubschmid, M. (2021):Makabrer Brief – Berlin lädt Corona-Tote zum Impftermin , 9.1.2021, unter:  
www.tagesspiegel.de, abgerufen am 21.6.2021

32	 NDR 1 (2021): Diagnose-Schlüssel: Hunderttausende erhalten Impf-Einladung, 20.4.2021, unter:  
www.ndr.de, abgerufen am 21.6.2021

33	 NTV (2021): Computerprobleme: Warteschlangen im Dresdner Impfzentrum, 23.2.2021, unter:  
www.n-tv.de, abgerufen am 21.6.2021

34	 MDR (2021): Ministerium bestätigt Cyber-Attacke auf Thüringer Impfportal, 7.1.2021, unter:  
www.mdr.de, abgerufen am 21.6.2021

35	 RBB (2021): Technische Probleme bei der Terminbuchung für Impfung, 1.4.2021,unter: www.rbb24.de, 
abgerufen am 21.6.2021; WDR (2021): „116117“: Impftermine in NRW mit Startproblemen, 26.1.2021, 
unter: www1.wdr.de, abgerufen am 21.6.2021; Sommer, M. (2021): Wieder Probleme bei Corona- 
Impfterminvergabe, 3.2.2021, unter: www.hessenschau.de, abgerufen am 21.6.2021

36	 Bitkom e. V. (2021): Bundesbürger fordern digitale Mittel im Kampf gegen Corona, 23.2.2021, unter: 
www.bitkom.org, abgerufen am 21.6.2021

Digitale Terminvergabe KBV-Lösung Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg, Sachsen-Anhalt

Lösung regionaler KVen Nordrhein-Westfalen, Thüringen

Öffentliche Lösung Bayern, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz

Private Lösung Berlin, Saarland

Öffentlich-private Mischformen Bremen, Niedersachsen, Sachsen (mit DRK), Schleswig-Holstein

Weitere digitale Elemente
Baden-Württemberg (Videochat für Gehörlose), Berlin (teilweise 
Dokumentation in Impfzentren), Hamburg (teilweise Patienten
logistik), Saarland (teilweise Patientenlogistik)

Abbildung 1: Digitale Elemente im Impfprogramm der Länder 

Eigene Darstellung. Quellen: Kassenärztliche Bundesvereinigung (2021): Coronavirus-
Impfung: Was Sie wissen sollten, unter: 116117.de, abgerufen am 21.6.2021;  
MDR (2021): Corona-Schutzimpfung: So vergeben die Bundesländer die Impftermine, 
22.1.2021, unter: www.mdr.de, abgerufen am 21.6.2021 sowie eigene Web-Recherchen
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Verstärkung von außen: Engagement der Zivilgesellschaft 
Ein zivilgesellschaftliches Veranstaltungsformat, das zu Beginn der Pandemie in gro-
ßem Stil zu verschiedenen Themen durchgeführt wurde, sind „Hackathons“. Diese 
digitalen Konferenzen zur Erarbeitung von Lösungen gegen die Corona-Krise waren 
im Jahr 2020 etwa die Hackathons #WirVsVirus und #WirfürSchule. Tausende Bür-
ger entwickelten dabei Ideen zur Bekämpfung der Krise oder für das Bildungswesen. 
Der Hackathon #WirfürSchule, erstmals im Mai 2020 veranstaltet, geht im Sommer 
2021 in die nächste Runde. Der Handlungsdruck, aufgrund der Schulschließungen 
im Lockdown digitales Lernen zu ermöglichen, war zwar ein Ausgangspunkt für den 
ersten Hackathon #WirfürSchule, doch die erarbeiteten Lösun-
gen zielen auf eine digitale Bildung insgesamt ab. 

Zum Hackathon #WirVsVirus, der im März 2020 stattfand, befan-
den Aktivisten von netzpolitik.org danach, dass die Veranstaltung bei Erreichen von 
30 bis 40 realisierten Ideen als Erfolg zu werten sei.37 Die Veranstalter selbst spre-
chen von 150 Projekten auf dem „Weg in die Umsetzung“.38 Einige Projekte wie  
zum Beispiel eine vom Bundesjustizministerium unterstützte „Inkognito-App“ für 
unter häuslicher Gewalt leidende Frauen sind noch im Entwicklungsstadium. Im  
Hackathon selbst wurde jedoch ein Vielfaches an Lösungen erarbeitet – nämlich 
rund 1.500. Wenngleich es bei Innovationsprozessen nicht ungewöhnlich ist,  
zunächst ergebnisoffen viele Ideen auf den Tisch zu bringen, um später vielleicht nur 
eine oder wenige weiterzuverfolgen, haben die netzpolitik-Aktivisten dennoch ver-
sucht, mögliche Bremswirkungen für die Ideenumsetzung zu beleuchten. Gründe für 
die zahlenmäßige Diskrepanz zwischen entwickelten gegenüber umgesetzten Ideen 
sehen sie in verschiedenen Barrieren im Zusammenwirken mit öffentlichen Verwal-
tungen: etwa Desinteresse an der Zusammenarbeit oder ausbleibende Folgeschritte 
nach anfänglichen Interessensbekundungen an einer Idee. Um die Zusammenarbeit 
mit der digitalen Zivilgesellschaft zu verstetigen, fordern die netzpolitik-Aktivisten 
von politischen Entscheidungsträgern, „den Kompetenzaufbau für (digitale) Innova
tionsmethoden in der Verwaltung voranzutreiben“ und „die Anerkennung für diese 
Art der Problemlösung zu steigern“.39

Mit dem im März 2021 veranstalteten Hackathon #UpdateDeutschland als Nach
folgeveranstaltung von #WirVsVirus könnte der Appell aufgegriffen worden sein: 
Acht Landesregierungen sowie 40 Kommunen hatten für den erneut unter Schirm-
herrschaft des Bundeskanzleramts durchgeführten Hackathon Herausforderungen 
abseits der Pandemie formuliert – etwa Antidiskriminierung, Bildung und Gesund-
heit, digitaler Staat und digitaler Verbraucherschutz. Inner- 
halb von 48 Stunden erarbeiteten 4.000 Teilnehmer rund 400 
Lösungsansätze. Zum Thema „Zukunftsfähiger Staat“ – eines 
der vielen während des Hackathons bearbeiteten Handlungs-
felder – wurden unter anderem Lösungen erarbeitet für die KI-gestützte Informa
tionsbeschaffung in der Verwaltungsarbeit oder für die Unterstützung von Kom
munen beim Erstellen einer Digitalstrategie.40 Die veranstaltenden Organisationen 
verstehen sich in Bezug auf die Realisierung von Projekten aus ihren jeweiligen 
Verantwortungsbereichen bewusst als Partner für die Umsetzung. So solle sicherge-
stellt werden, dass die Teams von Ideenentwicklern auch „auf veränderungsbereite 
Umsetzungspartner“ treffen.41 Ideen, die mit viel zivilgesellschaftlichem Know-how 
entstanden sind, könnten so eine echte Chance auf Realisierung bekommen. 

37	 Gegenhuber, Th./Mair, J./Lührsen, R./Thäter, L. (2021): Lektionen aus #WirvsVirus – Gemeinsam gegen die Krise. Geht das?, 18.3.2021,  
unter: www.netzpolitik.org, abgerufen am 21.6.2021

38	 WirvsVirus (2021): # WirVsVirus: Der Hackaton der Bundesregierung, unter: wirvsvirus.org, abgerufen am 21.6.2021

39	 Gegenhuber, Th./Mair, J./Lührsen, R./Thäter, L. (2021): Lektionen aus #WirvsVirus – Gemeinsam gegen die Krise. Geht das?, 18.3.2021,  
unter: www.netzpolitik.org, abgerufen am 21.6.2021

40	 ProjektTogether gGmbH (2021): Auflistung von in unterschiedlichen Hackathons entwickelten Projektideen, unter: https://platform.projecttogether.org/
initiatives?page=1&size=12&cohort=updatedeutschland&problem=SUSTAINABLE_STATE&operating_state=active

41	 UpdateDeutschland, ProjektTogether gGmbH (2021): Deutschland macht ein Update. Raus aus der Krise, rein in die Zukunft, 18.3.2021, unter:  
https://updatedeutschland.org, abgerufen am 21.6.2021

Zivilgesellschaftlich organisierte Hackathons  
haben während der Pandemie zugenommen

Auch bei Herausforderungen abseits der  
Pandemie wird zuweilen auf Hackathons gesetzt

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Aufbau eigener digitaler Kapazitäten beim Bund
Auch der neue Inhouse-Dienstleister DigitalService4Germany GmbH ist aus einem 
Freiwilligenprogramm hervorgegangen: den bereits bestehenden Initiativen Work-
4Germany und Tech4Germany, welche IT-Fachkräfte aus der Privatwirtschaft –  
sogenannte Fellows – für die Arbeit in der öffentlichen Verwaltung rekrutieren. Der 
Kaufvertrag für die ehemalige 4Germany UG wurde im September 2020 unterschrie-
ben.42 Auch wenn Pläne für eine Digital Service Unit schon vor der Corona-Krise  
vorhanden waren, wurde die finale Kaufentscheidung durch die Notlage infolge der 
Pandemie beschleunigt.43 Mit dem Aufbau einer Digital Service Unit sollen eigene  

digitale Kompetenzen in den Bereichen Softwareentwicklung, 
Design und Produktmanagement entwickelt werden. Geplant 
sind nach Angaben des Tagesspiegel perspektivisch bis zu 
100 Mitarbeiter.44 Vorbild sei demnach der 800 Mitarbeiter 

starke Government Digital Service (GDS) in Großbritannien. Gerade in der Corona-
Krise hätten sich die fehlenden digitalen Kapazitäten des Bundes offenbart. Anwen-
dungen wie die Corona-Warn-App wurden von Akteuren der Privatwirtschaft entwi-
ckelt.45 Eine im Jahr 2021 von DigitalService4Germany entwickelte digitale Lösung 
für das Bundesfinanzministerium ist unter anderem der „Steuerlotse“ für Rent
nerinnen und Rentner. Über die Applikation können Seniorinnen und Senioren ohne  
Zusatzeinkünfte ihre Steuererklärung in wenigen Schritten digital einreichen.46 

DigitalService4Germany hat das Ziel, digitale Lösungen – wie beispielsweise Apps 
oder nutzerfreundliche Software – für und mit der Bundesverwaltung zu entwickeln. 
Die dem Kanzleramt zugeordnete GmbH soll mithilfe von kleinen agilen Teams Pro-
jekte bedarfsorientiert für Ministerien und nachgeordnete Behörden vorantreiben. 
Der Inhouse-Dienstleister ist nach wie vor privatrechtlich organisiert und kann gegen 
Bezahlung Softwareprodukte und Dienstleistungen für Bundesbehörden bereit
stellen – ohne Ausschreibung und Einbindung externer Akteure. Insgesamt soll so 
die digitale Handlungsfähigkeit des Staates erweitert werden. Laut der Bundesregie-
rung werden erste Projekte bereits im kommenden Herbst starten – mit der Perso-
nalakquise wurde bereits begonnen.47 

Nach der Pandemie: Digitalisierungslücke zügig schließen 
Die öffentliche Verwaltung hat während der vergangenen Monate in ihrem Krisen-
management ein erhebliches Maß an Reaktions- und Veränderungsfähigkeit gezeigt. 
Wie dargestellt, wurden eine ganze Reihe neuer digitaler Lösungen entwickelt bzw. 
in der Fläche eingeführt. Während einer akuten Krise ist Schnelligkeit ein wesent

42	 Die Bundesregierung (2020): Digital Services for Germany – Bund gründet eigene Software-Entwicklungseinheit, 17.9.2020,  
unter: www.bundesregierung.de, abgerufen am 17.5.2021

43	 Etzold, M. (2020): Hacker im Kanzleramt, 3.6.2020, unter: www.focus,de, abgerufen am 3.6.2021

44	 Rusch, L. & Punz, M. (2020): Entwickeln für den Staat, 16.9.2020, unter: www.tagesspiegel.de, abgerufen am 17.5.2021

45	  Ebenda

46	 Der Steuerlotse für Rente und Pension (2021): Mit dem Steuerlotsen können Rentner:innen und Pensionär:innen ihre Steuererklärung online machen!, 
2.6.2021, unter: www.steuerlotse-rente.de, abgerufen am 2.6.2021

47	 DigitalService4Germany (2021): Über den Digital Service, unter: www.digitalservice4germany.com, abgerufen am 12.5.2021

Die Bundesregierung will ihre digitalen Kompeten-
zen mithilfe einer neuen eigenen „Unit“ verstärken 
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licher Erfolgsfaktor, auch bei der Entwicklung digitaler Lösungen. Diese Schnelligkeit 
kann oft nur in Zusammenarbeit mit externen Partnern erreicht werden, seien es For-
schungsinstitute, wie im Fall von Sormas oder Unternehmen der Privatwirtschaft, 
wie bei der Corona-Warn-App oder beim digitalen Impfzertifikat. Einzelne Bundes-
länder haben bei der digitalen Impfterminvergabe sogar auf bereits in anderen Berei-
chen, etwa dem Veranstaltungsmanagement, vorhandene pri-
vate Lösungen zurückgegriffen und diese direkt eingesetzt. 
Welche der gewählten Lösungen im Sinne der Betroffenen 
und ihrer Rechte (beispielsweise im Datenschutz) die beste 
war, lässt sich noch nicht erkennen. Die rasche Verbreitung der praktisch ohne staat-
liche Mitwirkung rein privat entwickelten Luca-App lässt vermuten, dass sich staatli-
che Lösungen (etwa die Warn-App) in künftigen Fällen möglicherweise privat bzw. 
bürgerschaftlich organisierten Alternativen stellen müssen. Augenfällig ist in diesem 
Fall die unterschiedliche Behandlung des Datenschutzes, der in der öffentlichen De-
batte oftmals dafür verantwortlich gemacht wurde, dass effektive digitale Lösungen 
nicht umsetzbar waren. Ob tatsächlich und notwendigerweise Datenschutz und  
effektive Pandemiebekämpfung in einem Widerspruch zueinander stehen, ist noch 
nicht abschließend zu beurteilen. Die Abwägungsfrage zwischen beiden Anforderun-
gen wird die Politik und die Öffentlichkeit künftig weiter stark beschäftigen. 

Unbestreitbar dürfte aber die Erkenntnis sein, dass eine effektive Pandemiebekämp-
fung ohne digitale Instrumente kaum noch denkbar ist. Die Digitalisierung hat darü-
ber hinaus das Überleben weiter Teile der Wirtschaft erst erreichbar gemacht, was 
nicht zuletzt auch der zunehmenden Möglichkeit zu verdanken ist, aus dem Home
office heraus zu arbeiten. Sowohl in der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen 
Sektor hat sich die Homeoffice-Fähigkeit während der Pandemie erheblich gestei-
gert. Auch die „große“ Politik war unmittelbar betroffen: Zahlreiche Gipfeltreffen 
oder die regelmäßigen Ministerpräsidentenkonferenzen wur-
den mithilfe von Videokonferenzsystemen in den digitalen 
Raum verlagert. Handlungsbedarf besteht auch bei der Schär-
fung von digitalen Kompetenzen bei den Beschäftigten des  
öffentlichen Sektors. Verschiedene Initiativen nehmen die 
Weiterbildung von Verwaltungsmitarbeitenden derzeit in den 
Blick: Auf Ebene der Bundesbehörden steht die digitale Befähigung seit Mai 2021 im 
Fokus der Digitalakademie der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung. Zudem 
ging im Oktober 2020 der vom IT-Planungsrat geförderte eGov-Campus an den Start – 
eine bundesweite Aus- und Weiterbildungsplattform zur Digitalisierung im öffent
lichen Sektor.  

In jedem Fall ergibt der Blick auf digitale Instrumente der Pandemiebekämpfung 
einen weiteren Beleg für den dringenden Bedarf, den Digitalisierungsrückstand der 
deutschen öffentlichen Hand gegenüber anderen Staaten, aber auch der privaten 
Wirtschaft zügig zu schließen. Dafür sind nicht nur Partnerschaften mit der Digital-
wirtschaft – einschließlich innovativer Start-ups – sondern auch verstärkte Maßnah-
men zur Deckung des beträchtlichen IT-Fachkräftebedarfs (vergleiche PublicGover
nace Frühjahr 2021) notwendig. 

Die Krise wurde zum Katalysator für eine verstärkte Digitalisierung. Maßgeblich für 
eine nachhaltige Wirkung wird jedoch sein, ob der derzeitige hohe Aktionsgrad kein 
Strohfeuer bleibt. Die aktuelle Offenheit für innovative Lösungen muss sich der  
öffentliche Sektor dauerhaft bewahren, um auch künftig von den aktuellen Erfahrun-
gen profitieren zu können. 
 					     		  Nina Kairies-Lamp, Ferdinand Schuster, 

Marie-Sophie Steinkraus

Datenschutz wird durch zunehmende Digitalisie-
rung ein weiterhin stark diskutiertes Thema sein

Digitalisierungsrückstand kann nur durch  
Zusammenwirken verschiedener Maßnahmen  
geschlossen werden
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Corona: Stresstest für den Staat

Bedeutungszuwachs von Staat  
und Verwaltung: Kommunikation 
entscheidend für Vertrauenserhalt
Seit Beginn der Pandemie haben der 
Staat und seine Verwaltungsinstitutionen 
einen Bedeutungszuwachs erfahren. Nie 
zuvor in der Geschichte der Bundesrepu-
blik hatten politische Entscheidungen 
eine derart unmittelbare Auswirkung auf 
das tägliche Leben wie in der heutigen 
von der Kanzlerin als „Jahrhundert-He
rausforderung“ bezeichneten Zeit – von 
Bildung und Wissenschaft bis Kultur und 
Wirtschaft. Der Machtzuwachs der Exe-

Die Covid-19-Pandemie hält nun bereits über ein Jahr an. Viele Monate des Ausnahmezustands 

sind mittlerweile verstrichen. In dieser Zeit haben Staat und Verwaltungen durch ihre vielfältigen 

Entscheidungen einerseits an unmittelbarer Bedeutung für das Alltagsleben der Menschen  

gewonnen. Andererseits werden die regional zum Teil unterschiedlichen Maßnahmen als „Wirr-

warr“ wahrgenommen. Sind diese oftmals widersprüchlichen und gegenläufigen Entscheidungen 

in einem föderalen System während einer nationalen Krise unvermeidlich? Oder hat sich die föde-

rale Struktur vielmehr auch in der Krise als robust, flexibel und agil erwiesen? 

wältigung auf Medizin und angrenzende 
Naturwissenschaften. Ansichten anderer 
Fachrichtungen – etwa von Ökonomen, 
Soziologen, Pädagogen, Kinderpsycho
logen und Politikwissenschaftlern – wur-
den anfangs weniger gehört. Zum ande-
ren wurde es für die öffentliche Mei-
nungsbildung zunehmend schwieriger, 
die einzelnen Positionen wissenschaft-
lich abgesicherten Erkenntnissen zuzu-
ordnen. Denn nicht immer werden sub-
jektive Meinungen, Spekulationen und 
wissenschaftlich zumindest methodisch 
valide erarbeitete Erkenntnisse vonein
ander getrennt. Einer konsistenten wis-
senschaftlichen Politikberatung wirkte 
schließlich auch die anfänglich noch be-
sonders augenfällige Unsicherheit in der 
etablierten Wissenschaft über die Eigen-
schaften des Virus und die empfohlenen 
Eindämmungsmöglichkeiten entgegen. 
Exemplarisch sichtbar wird dies an der 
mehrfach geänderten Empfehlung zum 
Tragen von Masken und später an den 
mehrfach revidierten Empfehlungen zur 
Anwendung bestimmter Impfstoffe. Das 
allgemeine Vertrauen der Bevölkerung in 
„den Staat“ ist seit Beginn der Pandemie 
immer wieder Gegenstand von Unter
suchungen. Zunehmend zeigt sich die 
Bevölkerung skeptisch, ob die Politik in 
der Krise die richtigen Weichen stellt. 

Zweifel an den Fähigkeiten  
des Staates zum Management  
existenzieller Krisen
Im Sommer 2020 hielten nach dem  
ersten Lockdown Meinungsforschern  
zufolge noch fast zwei Drittel der deut-
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kutive manifestiert sich unter anderem  
in den mehrfachen Erweiterungen des 
Infektionsschutzgesetzes, die die Befug-
nisse der Bundesebene erhöhen und 
mehr zentralisierte Entscheidungen er-
möglichen. Sowohl rechtlich als auch 
praktisch können damit Rechte und Frei-
heiten der Bürgerinnen und Bürger mit 
dem Ziel des Infektionsschutzes ohne 
Parlamentsentscheidungen direkt über 
die Verwaltungskompetenz der Bundes-
länder ausgesetzt werden. Diese Macht-
fülle der Exekutive wird durch die weit
gehenden Grundrechtseinschränkungen 
für alle individuell erlebbar.

Ein Schritt in Richtung evidenz
basierter Politik
Die Wissenschaft liefert seit Beginn der 
Pandemie wesentliche Grundlagen zur 
Entscheidungsfindung der Politik. Gerade 
angesichts der besonderen Problemsitu-
ation und Komplexität der Krise wäre es 
angezeigt gewesen, möglichst viele Dis-
ziplinen zu hören und zu berücksichtigen. 
Den wissenschaftlichen Diskurs zur  
Beurteilung der Pandemie und zu mög
lichen Strategien ihrer Eindämmung  
dominierten anfänglich jedoch vor allem 
medizinisch geprägte Fachrichtungen 
wie etwa Virologie oder Epidemiologie. 
Dieser zunächst überwiegend von me
dizinisch-naturwissenschaftlicher Fach-
kompetenz gekennzeichnete Prozess 
wurde vielfach auch von den Medien  
begleitet und beeinflusst. Dies führte 
zum einen zur Kritik an einer weitgehen-
den Beschränkung der wissenschaft
lichen Beratung von Politik zur Krisenbe
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schen Bevölkerung das politische Han-
deln in der Pandemie für gut oder sehr 
gut – trotz oft schmerzhafter Auswirkun-
gen für den Einzelnen. Diese erste Phase 
der Corona-Krise war zwar durch rigorose 
Kontaktbeschränkungen gekennzeichnet, 
die Maßnahmen basierten jedoch weit-
gehend auf bundeseinheitlichem Vorge-
hen. Seitdem ist das Vertrauen drama-
tisch eingebrochen. Nicht zuletzt das  
als „Impfdebakel“ titulierte Vorgehen der 
Regierung bei der europaweiten Beschaf-
fung von Impfstoffen in offensichtlich un-
zureichender Menge hat die Menschen 
verunsichert und Zweifel an den Fähigkei-
ten des Staates zu den notwendigen Maß-
nahmen der Krisenbewältigung geweckt. 
Wohl auch im Lichte dieses zunächst  
unzureichenden Impfmanagements in 
der ersten Jahreshälfte 2021 sind die bis  
dahin optimistischen Erwartungen an die 
politischen Institutionen Befragungen  
zufolge massiv zurückgegangen. Vieles 
spricht dafür, dass nicht nur politische 
Entscheidungen und das hieraus resultie-
rende konkrete Handeln, sondern auch 
die Kommunikation der Entscheidungen 
und deren nachvollziehbare (evidenz
basierte) Begründung wesentlich zum 
Vertrauensgewinn bzw. -verlust beitra-
gen. Krisenkommunikation gegenüber 
der Bevölkerung ist ein zentrales Ele-
ment effizienten Krisenmanagements. 

Inkonsistente Entscheidungen  
verspielen Vertrauen in staatliches 
Handeln 
Seit Mitte 2020 haben Politik und Verwal-
tung der Bevölkerung zwar zunächst das 
Gefühl vermittelt, die Situation im Griff zu 
haben. Ein ganz gravierendes Problem 
liegt allerdings in dem der Kommunika-
tion zugrunde liegenden Verwaltungs
verständnis. Die bisherige Krisenkom
munikation basiert deutlich auf einem 
klassischen Verwaltungsverständnis: Ent-
scheidungen erfolgen auf staatlicher 
Ebene und den Bürgerinnen und Bürgern 
wird lediglich mitgeteilt, was zu tun ist. 
Aus demselben Grund unterbleiben auch 
Begründungen dafür, warum sich die  
ergriffenen Maßnahmen trotz ähnlicher 
Ausgangslage mitunter zwischen einzel-
nen Bundesländern erheblich unterschei-
den. Dies führte etwa zu der absurden  
Situation, dass Menschen in benach-
barte Bundesländer reisten, um dortige 

Lockerungen wie etwa geöffnete Bau-
märkte für sich zu nutzen. Die Krisen-
kommunikation greift beispielsweise viel 
zu kurz, wenn sie sich bei der wesent
lichen Verhaltensmaßnahme auf das  
Beachten von „AHA-Regeln“ (Abstand, 
Hygiene und – inzwischen schon nicht 
mehr als ausreichend schützend angese-
hene – Alltagsmaske) beschränkt. 

Die Regierung in Großbritannien setzte 
bei der Krisenkommunikation auf den ein-
fachen Slogan „Stay home. Protect the 
NHS (National Health Service – das staat-
liche Gesundheitssystem). Save lives“. 
Diese Botschaft enthielt nicht nur den 
Aufruf, zu Hause zu bleiben, sondern be-
tonte gleichzeitig auch die damit beab-
sichtigte Auswirkung, nämlich Leben zu 
retten. Das Beispiel zeigt zugleich, dass 
es bei komplexen und in ihrer Entwick-
lung unübersichtlichen Krisenfällen den-
noch sinnvoll ist, die mit einer Maßnahme 
intendierten Ziele und die unterstellte 
Wirkungslogik zu kommunizieren, um die 
breite Bevölkerung zu überzeugen. 

Über die nachvollziehbaren Botschaften 
hinaus sollte in einer so gravierenden 
Notsituation wie der Pandemie immer 
wieder erläutert und mithilfe wissen-
schaftlicher Herleitungen begründet wer-
den, weshalb bestimmte Maßnahmen 
getroffen werden und welche Wirkungen 
damit erzielt werden sollen. Dass dies 
von Politik und Verwaltungen in der  
Corona-Krise zuweilen wenig beachtet 
wurde, zeigen zahlreiche Verfahren gegen 
Corona-Maßnahmen vor den Verwal-
tungsgerichten sowie die nach wie vor 
mangelhafte Datenlage hinsichtlich der 
Maßnahmenwirksamkeit, auch in inter-
national vergleichender Hinsicht.  

Politische Kommunikation aus-
bauen und Entscheidungsfindung 
transparent machen
Für die Pandemiebekämpfung existiert 
keine Blaupause. Aufgrund der Unsicher-
heiten einer Krise können aus politischen 
Entscheidungen abgeleitete Schritte nicht 
den Anspruch erheben, schnell zu Erfol-
gen zu führen. Zu groß ist das Risiko, 
dass eine Maßnahme keine oder erst 
langfristig Wirkung entfaltet. Bei den  
zukünftig zu ergreifenden Maßnahmen 
sollte das Augenmerk daher verstärkt  

darauf gelenkt werden, dass es durch 
mutierende Varianten möglicherweise 
fortwährend Reinfektionen geben wird 
und wir insofern lernen müssen, mit 
„dem Virus“ zu leben. Hierfür müssen 
entsprechend langfristig tragfähige und 
verhältnismäßige Strategien entwickelt 
werden. Die Kommunikation dieser Kon-
zepte sollte darauf ausgerichtet sein, den 
Weg und die Debatte zur Entscheidungs-
findung transparent und nachvollziehbar 
werden zu lassen. Neben Experten
meinungen aus unterschiedlichen Diszi
plinen und mit durchaus kontroversen 
Positionen – auch abseits naheliegender 
krisennaher Themenbereiche – sollten 
hierfür die Erfahrungen betroffener oder 
beeinträchtigter Menschen gehört wer-
den. Dies ist zum einen relevant, damit 
neben der Bekämpfung der unmittel
baren gesundheitlichen Folgen der Pan-
demie auch die mittelbar betroffenen 
Problemfelder, insbesondere die nicht  
intendierten, negativen und längerfristi-
gen Folgewirkungen der Eindämmungs-
maßnahmen, bei politischen Entschei-
dungen auf die Agenda rücken. Zum  
anderen ist dies erforderlich, um das Ver-
trauen der Bevölkerung in die staatliche 
Krisenbekämpfung wieder zu stärken. 

Zu Recht wurde die Unausgewogenheit 
bei der politischen Beachtung der von 
der Pandemie betroffenen Bereiche kriti-
siert. So fanden zu Beginn rasch Krisen-
gipfel zur Absicherung der Wirtschaft 
statt – ein erster Gipfel für die Automobil-
industrie bereits Anfang April 2020. Ein 
„informeller“ Schulgipfel im Kanzleramt 
wurde jedoch trotz knapp 11 Millionen 
betroffener Schülerinnen und Schüler 
erst viel später im August 2020 ange-
setzt. Noch heute scheinen Kinder in der 
Pandemie kaum eine Lobby zu haben.

Die transparente Kommunikation wis-
senschaftlicher Erkenntnisse beinhaltet 
auch, fachübergreifend über gegenläu-
fige Erkenntnisse und Ansichten zu  
berichten. Gerade in der Wissenschaft 
gilt es, die eigenen Kenntnisse laufend 
neueren Entdeckungen anzupassen. 
Diese Haltung schließt eine „ultimative 
Richtigkeit“ von Entscheidungen und  
Positionen aus.
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Krisenkompetenz langfristig  
etablieren 
Die Covid-19-Pandemie und die Folgen 
der Eindämmungsmaßnahmen werden 
uns auch trotz fortschreitender Impf
bemühungen mutmaßlich weiterhin be-
schäftigen. Die Kanzlerin sieht in der  
Pandemiebekämpfung eine nationale, 
langfristige Aufgabe. Gerade deshalb ist 
es von Bedeutung, für politische Maß-
nahmen einen Rückhalt in der Gesell-
schaft zu finden. Eng verknüpft mit der 
Krisenkommunikation ist daher die „Kri-
senkultur“ als eine spezifische Form der 
„kulturellen Infrastruktur“. Zwar sollte  
in Krisenzeiten, wie in Normalzeiten,  
gelten, dass der Einzelne gegenüber 
dem Gemeinwesen verpflichtet ist.  
Jedoch sind das Gemeinwohl- und Soli-
daritätsprinzip unter den verschärften 
Stressbedingungen der Krisenbewälti-
gung schwerer zu realisieren und daher 
stärker bei politischen Entscheidungen – 
nicht nur im akuten Notstand – zu berück-
sichtigen. Zugleich müssen dabei die 
Grundprinzipien einer offenen und plura-
listischen Gesellschaft gewahrt bleiben. 

Aus institutioneller Sicht ergibt sich für 
die Etablierung von „Krisenkultur“ das 
Problem, dass aufgrund der jahrzehnte-
langen Abwesenheit äußerer Bedrohung 
die zur Zeit des Kalten Krieges etablierten 
Infrastrukturen zum Bevölkerungsschutz 
und zur Krisenbekämpfung abgebaut 
wurden – offenbar ohne wirksame Alter-
nativen zu schaffen, wie der missglückte 
„Warntag“ im Jahr 2020 sowie die admi-
nistrativen Probleme bei der jüngsten 
Flutkatastrophe eindrücklich belegt ha-
ben. Insofern muss in diesem Bereich 
dringend über institutionelle Reformen 
und Modernisierungsmaßnahmen nach-
gedacht werden. Die grundsätzliche Fä-
higkeit zu einer entsprechenden „Krisen-
kultur“ in der Gesellschaft scheint außer 
Zweifel. Sie zeigt sich exemplarisch (aller-
dings erst nach Eintritt der Krise und  
deren konkreter „Visualisierung“) an der 
spontanen Bereitschaft zur selbstlosen 
und solidarischen Hilfe während der 
jüngsten Unwetterkatastrophe. Es gilt, 
eine präventive Wirkung einer derartigen 
Krisenkultur zu erreichen.

Föderalismus erfordert mehr Koope-
ration: Konsistentere Entscheidun-
gen gewährleisten und Rückhalt 
der Bevölkerung erhalten
Mal zogen in der Pandemie alle Bundes-
länder an einem Strang, dann wieder in 
gegensätzliche Richtungen. Die Medien 
quittierten die teilweise unterschiedlichen 
Ausprägungen von Regelungen als „Fö-
deralismus-Durcheinander“. Doch ist die-
ses „Durcheinander“ tatsächlich Ausdruck 
unkoordinierten Handelns der Länder und 
Kommunen oder ist die Unterschied
lichkeit von Regelungen Ausdruck und 
durchaus sinnvolles Ergebnis regional un-
terschiedlicher Lagen und Verhältnisse? 

Der Rückblick auf die erste Zeit der Pan-
demie im Jahr 2020 zeigt, dass die Krisen-
bekämpfung zunächst durch dezentrale 
und unkoordinierte Ad-hoc-Maßnahmen 
der Länder oder Gemeinden gekennzeich-
net war. Dem Bund kam dabei eher nur 
die Rolle eines „Bittstellers“ zu, der bei 
den Ländern für die Einhaltung der Bun-
des-Empfehlungen warb. Im Gegensatz 
dazu wurden in der darauffolgenden 
Phase zu Beginn des ersten Lockdowns 
im März 2020 die Abstimmungswege 
sowohl vertikal als auch horizontal koordi-
nierter und in Abstimmung mit den Emp-
fehlungen des Robert Koch-Instituts (RKI) 
als zentraler Bundesbehörde vorgenom-
men. Über alle Verwaltungsebenen und 
Bundesländer hinweg setzte sich zunächst 
scheinbar das Narrativ durch, „mit einer 
Stimme zu sprechen“ – statt eines föde-
ralen Patchworks. Im weiteren Pande-
mieverlauf schien dann aber die Überein-
kunft über die notwendige Einheitlichkeit 
und des „Mit-einer-Stimme-Sprechens“ 
zu bröckeln. Die föderale „Normalität“ 
der regional unterschiedlichen Meinun-
gen und Verfahrensweisen begann wie-
der, an Boden zu gewinnen. Entschei-
dungen über Wege aus dem Lockdown 
wurden somit erneut vielfältiger und  
weniger koordiniert vorgenommen. 

Dezentrale Strukturen in Krisen
situationen von Vorteil 
Gerade die dezentralen Verantwortlich-
keiten sowie die Flexibilität und Reak
tionsschnelligkeit der lokalen Gesund-
heitsämter haben zusammen mit einem 
gut ausgestatteten Krankenhaussektor 
die Bekämpfung der Pandemie tatsäch-

lich eher begünstigt, da zu jedem Zeit-
punkt eine regional sehr unterschiedliche 
Lage vorhanden war. Die föderale Unter-
schiedlichkeit und dezentrale Steuerung 
dürften damit – anders als mitunter ver-
mittelt – keine Hürden im Krisenmanage-
ment darstellen. 
 
Kooperationen und Vernetzung  
fördern und ausbauen
Die dezentralen Kompetenzstrukturen 
des Föderalismus sollten auch in der Pan-
demie beibehalten werden. Die Corona-
Krise hat gezeigt, dass diese Strukturen 
durchaus auch flächendeckenden Krisen-
situationen standhalten. Gleichwohl sind 
für das föderale Krisenmanagement ver-
änderte Kooperations- und Kommunika
tionsstrategien erforderlich. 

Bei Krisenlagen, dies wurde in der Pande-
mie erneut deutlich, ist die Ebenen über-
greifende Zusammenarbeit unabdingbar. 
Beispiele sind die Unterstützung von kom-
munalen Gesundheitsämtern durch die 
übrigen Verwaltungsbereiche und die 
Bundeswehr sowie die Kooperation mit 
Hilfsorganisationen etwa beim Aufbau von 
Behelfskliniken und Impfzentren. Bei der 
Kontaktnachverfolgung und den zumin-
dest anfangs schwerfälligen Meldeketten 
wird die fehlende Digitalisierung des deut-
schen öffentlichen Sektors augenfällig. Er-
forderlich sind damit vor allem leistungsfä-
hige und einheitliche digitale Standards für 
die Kommunikation zwischen einzelnen 
Verwaltungsebenen und ein funktionie-
rendes Schnittstellenmanagement. 

Überlegenswert erscheint auch die Ein-
richtung einer im Krisenfall abrufbaren in-
ternen Personalreserve zur Verstärkung 
krisenbelasteter Verwaltungsbereiche, 
ähnlich der Freiwilligen Feuerwehr. Dies 
kann Schwerpunktbildungen erleichtern, 
wird aber wenig am grundsätzlichen 
Fachkräftemangel im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst ändern. Hier kann die 
Lösung nur in einer effizienten und flä-
chendeckenden Digitalisierung liegen, 
eine über die Krise hinausgehende Dau-
eraufgabe von Politik und Verwaltungen. 
Das Institut für den öffentlichen Sektor 
hat am Beispiel der Digitalisierung ge-
zeigt, welche Dimensionen generell der 
Bedarf an Fachkräften für die Leistungs-
fähigkeit des öffentlichen Sektors hat. 
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Ist ein Digitalministerium erforderlich?  
Ein Blick auf internationale Erfahrungen 

scheidend sei die Frage, wie ein solches 
Ministerium konkret ausgestaltet werden 
könnte und unter welchen Vorausset
zungen es überhaupt in der Lage wäre, 
die hohen Erwartungen zu erfüllen. Eine  
alternative Perspektive zum Digitalminis-
terium in Form eines breiter angelegten 
Zukunftsministeriums wurde daher kürz-
lich von der Digitalstaatsministerin Doro-
thee Bär in die Diskussion eingebracht.4 

Welche Governance-Strukturen 
sind international verbreitet? 
Angesichts der polarisierten Diskussion 
möchte der vorliegende Beitrag eine Per-
spektive in den Vordergrund stellen, die 
in der bisherigen Diskussion nur unzurei-
chend beleuchtet wurde. Wir wollen die 
Frage eines Digitalministeriums aus einer 
international vergleichenden Sicht beant-
worten: Inwieweit haben sich andere 
Länder für ein Digitalministerium ent-
schieden? Und welche Lösungen für die 
Digital Governance auf zentralstaatlicher 
Ebene finden sich bei den Spitzenreitern 
der Verwaltungsdigitalisierung? 

4	 Bär, D. /Müller-Lietzkow, J. (2021): Der langgehegte Traum vom  
Digitalministerium, 7.4.2021, unter: www.faz.net

Kontroverse Meinungen rund um 
ein mögliches Digitalministerium 
Die FDP hat das Digitalministerium  
bereits 2019 zum Kern ihres digitalpoliti-
schen Programmes für die Bundestags-
wahl gemacht1 und im Wahlprogramm 
von CDU-Kanzlerkandidat Armin Laschet 
findet sich die Forderung nach einem  
Digitalministerium als erster Punkt2. SPD 
und Grüne stehen der Idee eines Digi
talministeriums deutlich kritischer gegen-
über, der Meinungsbildungsprozess ist 
allerdings noch nicht abgeschlossen. So 
wird bezweifelt, dass angesichts der 
Notwendigkeit, Digitalisierung als Quer-
schnittsthema in allen Ressorts zu veran-
kern, ein Digitalministerium der richtige 
Weg sei. Auch würde der Aufbau eines 
solchen Ministeriums mit handlungsfähi-
gen Strukturen, Kompetenzen, Infrastruk-
turen und Ressourcen zu lange dauern. 

Ähnliche Kritik kommt von Verwaltungs-
experten des Netzwerks NExT e.V3: Ent-

1	 FDP Bundestagsfraktion (2021): Smart Germany: Deutschland 
braucht ein Update, unter: www.fdpbt.de

2	 #teamLaschetSpahnCDU (2021): #Impulse2021 – Für ein innovatives 
und lebenswertes Deutschland, unter: https://armin-laschet.de/ 
wp-content/uploads/2021/01/impulse2021-teamlaschetspahn.pdf

3	 NExT e.V. (2021): Diskussionspaper – Digitalministerium im Bund: 
100-Tage-Aufbauplan, S. 2

Untersuchungsgegenstand sind 33 Län-
der, darunter alle 28 Nationen im Digital 
Economy and Society Index (kurz: DESI) 
der Europäischen Kommissionen (alle EU-
Mitgliedstaaten plus Großbritannien) so-
wie fünf weitere außereuropäische Län-
der, die beim UN E-Government Ranking 
20205 eine Spitzenposition in Bezug auf 
den Entwicklungsstand der Verwaltungs-
digitalisierung einnehmen: Australien, Neu-
seeland, Singapur, Südkorea und die USA. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen sys-
tematischen Überblick der Ergebnisse 
unserer Recherche. Sie veranschaulicht, 
welches Ministerium aktuell für Digita
lisierung zuständig ist, und zeigt, ob und 
welche nachgeordnete Behörde bzw. 
Agentur die Umsetzungskompetenz für 
Digitalisierung bündelt. Zudem wird die 
Position des Landes im jeweils aktuells-
ten DESI Sub-Index „Digitale öffentliche 
Dienste“6 und dem UN E-Government 
Survey (beide aus dem Jahr 2020) abge-
bildet.

5	 Vereinte Nationen (2020): UN E-Government Survey 2020, unter:  
https://publicadministration.un.org/egovkb/en-us/Data-Center

6	 Europäische Kommission (2020): Digital Economy and Society Index 
(DESI) 2020. Digital Public Services, unter: https://digital-strategy.ec.
europa.eu/en/library/digital-economy-and-society-index-desi-2020

Die Covid-19-Pandemie hat die Versäumnisse in der Digitalisierung von Staat und Verwaltung dras

tisch offengelegt, sodass mittlerweile ein breiter politischer Konsens besteht, dass Verwaltungs

digitalisierung in der neuen Legislaturperiode eine deutliche Beschleunigung erfahren muss. Die 

politische Diskussion im Vorfeld der Bundestagswahl dreht sich dabei vielfach um die „D-Frage“: 

ein mögliches neues Digitalministerium. Kaum ein Thema beschäftigt Politik und Verwaltung im 

Moment mehr, wenn es um die schleppende Digitalisierung in Deutschland geht. Um das Für und 

Wider eines Digitalministeriums besser einzuschätzen, haben wir den Blick ins Ausland gerichtet. 

Mehr als 30 Staaten – zum Teil Vorreiter in der Digitalisierung – haben wir uns angeschaut und  

untersucht, wo das Thema dort innerhalb der Zentralverwaltung verankert ist.

Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid, Tim Hildebrandt, Hertie School, Berlin
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Land

Digitalisierungs-
fortschritt

Regierungseinheit mit 
Digitalisierungskompetenz

Zentrale Umsetzungsbehörde  
für Digitalisierung

EU DESI 
Digitale  
öffentliche 
Dienste

UN  
E-Govern-
ment  
Survey 

Europäische Länder

Estland 1 3 Ministerium für Wirtschaft und Kommunikation e-Estonia

Spanien 2 17 Ministerium für Wirtschaft und Digitale Transformation –

Dänemark 3 1 Finanzministerium Agency for Digitisation

Finnland 4 4 Finanzministerium Digital and Population Data Services 
Agency

Lettland 5 49 Ministerium für Umwelt und Regionalentwicklung –

Litauen 6 20 Ministerium für Wirtschaft und Innovation –

Niederlande 7 10 Ministerium für Inneres und Königreichsbeziehungen Agency for Government Shared  
Services for ICT 

Österreich 8 15 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort

Digitalisierungsagentur und Bundes
rechenzentrum

Irland 9 27 Ministerium für öffentliche Ausgaben und Reform –

Schweden 10 6 Ministerium für Infrastruktur Agency for Digital Government

Malta 11 22 Ministerium für Wirtschaft und Industrie Malta Information Technology Agency 

Frankreich 12 19 Ministerium für Wirtschaft und Finanzen (mit Digitalminister) Agence du Numérique

Portugal 13 35 Ministerium für Wirtschaft und Digitale Transformation Administrative Modernisation Agency

Luxemburg 14 33 Ministerium für Digitalisierung (seit 2018) Government IT Centre

Belgien 15 41 Staatssekretär für Digitalisierung und Generaldirektion für 
Digitale Transformation beim Premierminister Agentur für Verwaltungsvereinfachung

Slowenien 16 23 Ministerium für öffentliche Verwaltung –

Großbritannien 17 7 Regierungsbüro (Cabinet Office) Government Digital Services

Zypern 18 18 Finanzministerium (Verwaltungsdigitalisierung) und Vize
ministerium für Forschung, Innovation und Digitalpolitik –

Italien 19 37 Minister für Technologische Innovation und Digitale Trans-
formation (ohne Portfolio, dem Premierminister zugeordnet)

Digital Transformation Team and 
Agency for Digital Italy 

Polen 20 24 Ministerium für Digitale Angelegenheiten (seit 2011) –

Deutschland 21 25 Bundesministerium des Innern (Verwaltungsdigitalisierung) 
und Bundeskanzleramt (Digitalpolitik)  

Bundesverwaltungsamt (BVA),  
ITZBund (BMF) und DigitalService-
4Germany (Bundeskanzleramt)

Tschechien 22 39 Innenministerium –

Bulgarien 23 44 Ministerium für Transport, Informationstechnologie  
und Kommunikation State E-government Agency

Ungarn 24 52 Innenministerium (zusätzliche Kompetenzen bei 
Ministerium für Innovation und Technologie) –

Slowakei 25 48 Büro des Vize-Premierministers National Agency for Network and  
Electronic Services

Kroatien 26 51 Ministerium für öffentliche Verwaltung Zentrales Büro für die Entwicklung  
der Digitalen Gesellschaft 

Griechenland 27 42 Ministerium für Digitalisierung (seit 2019) Information Society SA

Rumänien 28 55 Ministerium für Forschung, Innovation und Digitalisierung Authority for the Digitalization of  
Romania

Außereuropäische Länder

Südkorea – 2 Ministerium für Inneres und Sicherheit (für Verwaltungs
digitalisierung) sowie Ministerium für Wissenschaft und ICT –

Australien – 5 Minister für Verwaltungsleistungen (kein eigenes  
Ministerium) Digital Transformation Agency

Neuseeland – 8 Ministerium für Wirtschaft, Innovation und Beschäftigung Digital Government Partnership

USA – 9 The White House / Executive Office of the President (EOP) U.S. General Services Administration 
(GSA) und U.S. Digital Service

Singapur – 11
Ministerium für Kommunikation und Information zur Digital
wirtschaft (seit 2012); Büro des Premierministers, Abteilung 
Smart Nation and Digital Government Office (SNDGO)

Government Digital Services,  
Government Technology Agency  
of Singapore (GovTech)

Tabelle 1: Verankerung von Digitalisierung im Regierungssystem und Digitalisierungsfortschritt im internationalen Vergleich 

Quelle: Eigene Darstellung 

Eigenes Digitalministerium Regierungszentrale Wirtschaft Finanzen Inneres Infrastruktur/Technologie/Sonstiges
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Eine Bestandsaufnahme der internatio-
nalen Digital-Governance-Architekturen 
auf zentralstaatlicher Ebene zeigt die Viel-
falt beobachtbarer Modelle. Es fällt vor  
allem auf, dass Digitalministerien nur sel-
ten vorhanden sind. Sie finden sich ledig-
lich in Polen (weltweit das am längsten 
bestehende Digitalministerium seit 20117), 
Luxemburg und Griechenland sowie in 
Singapur. In diesem Zusammenhang wird 
deutlich, dass alle drei europäischen Län-
der mit eigenen Digitalministerien ledig-
lich hintere Plätze in den internationalen 
Digitalisierungsrankings einnehmen. 

Vorreiter der Digitalisierung  
verankern das Thema in starken  
Ministerien 
Die vier europäischen Top-Länder mit 
der am weitesten fortgeschrittenen Digi-
talisierung Estland, Spanien, Dänemark 
und Finnland setzen auf eine andere insti-
tutionelle Verankerung von Digitalisie-
rung. Während in Dänemark und Finn-
land das Finanzministerium für Digitalisie-
rung zuständig ist, haben Estland und 
Spanien das Thema Digitalisierung in den 
bereits bestehenden Wirtschaftsministe-
rien integriert. Zentral für den Erfolg die-
ser Länder ist, dass sie neben der Veran-
kerung der Digitalisierung in einem tradi-
tionell starken Ministerium umfassende 
Umsetzungskapazitäten dafür aufgebaut 
haben – entweder in Form eigener Agen-
turen (vergleiche Tabelle 1, letzte Spalte) 
oder – wie in Spanien – im Ministerium 
selbst. 

Auch bei den außereuropäischen Spitzen-
reitern variieren die Governance-Archi-
tekturen erheblich. In Südkorea ist die 
Verwaltungsdigitalisierung genauso wie 
in Deutschland im Innenministerium ver-
ankert. Es ist dort allerdings ergänzt um 
ein starkes Ministerium für Wissenschaft 
und IKT, das zuständig ist für die gesell-
schaftliche digitale Transformation. Dage-
gen ist die Digitalisierung in Australien 
und in den USA bei der zentralen Regie-
rungsstelle verankert; in Neuseeland ist 
sie ähnlich wie in Estland und Spanien im 
Wirtschaftsministerium angesiedelt. 

7	 Im Jahr 2015 erfolgte die Umbenennung des Ministry of Administra-
tion and Digitization in Ministry of Digital Affairs.

Steuerung durch Regierungs
zentrale am gängigsten 
Die Kategorisierung der institutionellen 
Verankerung von Digitalisierung in den 
33 untersuchten Ländern ergibt folgende 
Situation: Bis auf Griechenland, Luxem-
burg, Polen und Singapur verfügen die 
übrigen 29 Länder über kein reines Digi-
talministerium. Unter diesen am verbrei-
tetsten ist die Verankerung in der Regie-
rungszentrale bzw. einem Ministerium 
für öffentliche Verwaltung. Diese Variante 
findet sich bei zehn der betrachteten Län-
der (Australien, Belgien, Deutschland, 
Kroatien, Italien, Slowakei, Slowenien, 
Großbritannien, USA, Singapur). 

Häufig zu finden ist gerade bei den Vor-
reitern der Digitalisierung die Variante  
eines für Wirtschaft und Digitalisierung 
zuständigen Ministeriums (Österreich, 
Estland, Spanien, Frankreich, Litauen, 
Malta, Neuseeland, Portugal). Die drei 
weiteren Varianten Integration in das  
Finanzministerium (Zypern, Dänemark, 
Finnland, Irland), Ministerium für Tech
nologie, Innovation oder Infrastruktur  
(Bulgarien, Südkorea, Lettland, Rumä-
nien, Schweden) sowie Innenministe-
rium (Tschechien, Deutschland, Ungarn, 
Südkorea, Niederlande) sind ebenso  
international etabliert. 

Starke Ministerien plus zusätzliche 
Agenturen als Erfolgsrezept? 
Unsere Recherche zeigt klar, dass ein ei-
genes Digitalisierungsministerium bisher 
nur selten umgesetzt wurde und dieses 
Modell vor allem bei Ländern mit gerin-
gerem Digitalisierungsfortschritt zu fin-
den ist. Mit Blick auf die internationalen 
Vorreiter bei der Digitalisierung lassen 
sich hingegen zwei wesentliche Gemein-
samkeiten feststellen: zum einen die  
Integration der Digitalisierung in ein tradi-
tionell starkes Ministerium (Wirtschaft, 
Finanzen, Inneres oder Regierungszen
trale allgemein) sowie zum anderen die 
Existenz starker Agenturen für die Um-
setzung. Als prominente Beispiele in die-
sem Feld gelten die skandinavischen 
Agenturen8, e-Estonia in Estland, die bri-
tische Government Digital Services oder 
die Digital Transformation Agency in Aus-

8	 Dänemark: Agency for Digitisation, Schweden: Agency for Digital 
Government (DIGG), Norwegen: The Norwegian Digitalisation 
Agency, Finnland: Digital and Population Data Services Agency

tralien. Diese sind häufig der zuständigen 
Regierungseinheit unterstellt, können 
aber, wie in Neuseeland, auch ressort-
übergreifend aufgestellt sein.

Von internationalen Erfahrungen 
leiten lassen 
Zusammenfassend stellen wir fest, dass 
die internationale Verwaltungspraxis 
nicht erkennen lässt, dass sich ein Digi-
talministerium positiv auf den Digitalisie-
rungsfortschritt eines Landes auswirkt. 
Demnach hat die Errichtung eines Digital-
ministeriums vor allem politische Signal-
wirkung und Symbolkraft. Die eigentli-
chen Gründe für die schleppende Um-
setzung der Verwaltungsdigitalisierung in 
Deutschland wie etwa das in der Verfas-
sung verankerte Ressortprinzip werden 
dadurch allerdings nicht gelöst. 

Die letzten Jahre haben verdeutlicht, 
dass politische Willensbekundungen, 
Strategien, Gesetze wie das OZG und 
mittlerweile auch erhebliche budgetäre 
Mittel nicht ausreichen, um Umsetzungs-
defizite anzugehen. Die bestehenden 
Strukturen, Arbeitsweisen und -prozesse 
erschweren Veränderungen und Innova-
tionen. Sie stehen vielfach einer ressort-
übergreifenden und föderalen Zusam-
menarbeit, aber auch einer stärkeren  
Zusammenarbeit mit nicht staatlichen 
Akteuren entgegen. Im Hinblick auf Digi-
talisierung ist die bestehende Gover-
nance-Architektur sehr komplex und 
fragmentiert, wie der Normenkontrollrat 
bereits seit Längerem kritisiert9. Darü-
ber hinaus besteht im Hinblick auf  
Führung, Personalwesen sowie Umset-
zungs- und Digitalisierungskapazitäten 
und -kompetenzen dringender Handlungs-
bedarf10. 

Die aktuelle Diskussion in Deutschland 
kann von einem stärkeren Blick auf die  
internationalen Erfahrungen jenseits des 
überstrapazierten estnischen Modells 
profitieren, bevor man zu schnell und 
dogmatisch auf die Variante eines Digital-
ministeriums setzt. 

9	 Normenkontrollrat (2021): Monitor Digitale Verwaltung #5, 2021,  
unter: https://www.normenkontrollrat.bund.de/nkr-de/digitalisierung

10	 Hammerschmid, G./Hustedt, T. (2020): Querwechsler als Impulsge-
ber für die Verwaltung von morgen, unter: www.hertie-school.org 
und Hammerschmid, G./Raffer, Ch. (2017): Vom Wunsch zur Wirklich-
keit: Drei Schritte zur digitalen Verwaltung, 6.12.2017, Magazin für  
die Soziale Marktwirtschaft, unter: www.trend-zeitschrift.de 
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Richtig genutzt, kann das Vergaberecht 
eine Zusammenarbeit mit Start-ups durch-
aus begünstigen. Im Folgenden werden 
fünf vergaberechtliche Empfehlungen für 
öffentliche Auftraggeber zur Zusammen-
arbeit mit der Gründerszene präsentiert. 

1.	� Den Markt vor einer Ausschrei-
bung kennen(lernen): Welche  
Lösungen bieten Start-ups an? 

Vielfach scheint in den Beschaffungsstel-
len nicht bekannt zu sein, welche Lösun-
gen Start-ups für die öffentliche Hand  
bereithalten. Die systematische Auswer-
tung aktueller Trends und Entwicklungen 
sowie die Identifikation neuer Marktteil-
nehmer sind aber wichtige Vorausset-
zungen für eine anforderungsgerechte 
Beschaffung. Vor einem Vergabeverfah-
ren oder im Rahmen allgemeiner Markt
erkundungen könnten öffentliche Auf-
traggeber daher prüfen, ob Start-ups in 
einem bestimmten Markt aktiv sind. Für 
die Erkundung der Start-up-Szene eignen 

Die Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Auftraggebern und Start-ups steckt noch in den  

Anfängen. Dabei haben viele Unternehmen aus der Gründerszene das Potenzial, die Digitalisie-

rung im öffentlichen Sektor ein Stück weit voranzubringen sowie die öffentliche Verwaltung  

und ihre Unternehmen mit innovativen, nutzerfreundlichen und pragmatischen Lösungen zu  

modernisieren. Das Vergaberecht ist dabei keine Hürde. 

Markterkundung und im Vergabeverfah-
ren praktikabel begegnet werden.

2.	� Offen sein für Neues: Nicht  
die „eine“ Lösung ausschreiben,  
sondern ein Problem 

Durch kleinteilige, aufwendige und kom-
plexe „konstruktive Leistungsbeschrei-
bungen“ werden einige am Markt ver
fügbare (und möglicherweise sogar sehr 
wirtschaftliche oder innovative) Lösun-
gen von vornherein ausgeschlossen. 
Dienstleistungen und Produkte aus der 
Gründerszene zeichnen sich aber gerade 
durch ihre Neuartigkeit aus – und bieten 
somit ganz frische Ideen für bestehende 
Herausforderungen. Hat ein öffentlicher 
Auftraggeber beispielsweise den Bedarf, 
Güter (wie etwa eine Schutzausrüstung) 
von einem bestimmten Lagerort an ver-
schiedene andere Verwendungsorte zu 
transportieren, werden eher Kauf oder 
Leasing von Lkw als Transportmittel  
ausgeschrieben als eine ganzheitliche  
Lösung, die den eigentlichen Kern des 
Bedarfs – nämlich den Transport – um-
fassend abdeckt.

Das ermöglicht das Vergaberecht:
Das Vergaberecht eröffnet durchaus 
Möglichkeiten, lösungsoffen(er) auszu-
schreiben. Das Instrument der „funktio-
nalen Leistungsbeschreibung“ sieht vor, 
dass der öffentliche Auftraggeber nicht 
jedes Detail beschreibt, sondern vor allem 
das mit der anzubietenden Lösung ange-

Henrik-Christian 

Baumann  
Partner, KPMG Law 
Rechtsanwalts
gesellschaft mbH
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 Digitalisierung mit Start-ups
Fünf vergaberechtliche Empfehlungen für öffentliche Auftraggeber  
zur Zusammenarbeit mit der Gründerszene

sich zum Beispiel Branchenveranstaltun-
gen wie (virtuelle) Messen für den öffent-
lichen Sektor, bei denen immer häufiger 
auch Start-ups vertreten sind. Genauso 
geeignet sind spezielle Netzwerkfor-
mate. So bietet das Institut für den  
öffentlichen Sektor mit der Initiative 
„myGovernment“ bereits seit über fünf 
Jahren eine Plattform zur Vernetzung von 
Start-ups mit dem öffentlichen Sektor. 
Gemeinsam mit der Berliner Senats
verwaltung für Wirtschaft, Energie und  
Betriebe hat das Institut für den öffent
lichen Sektor mit der „GovTech-Land
scape Germany“ außerdem eine deutsch-
landweite Übersicht von Start-ups mit 
Lösungen für den öffentlichen Sektor er-
stellt (siehe dazu den Beitrag auf Seite 21 
in dieser Ausgabe). 

Das ermöglicht das Vergaberecht:
Markterkundung ist nicht verboten. Im 
Gegenteil: Vergabevorschriften lassen 
Markterkundungen ausdrücklich zu (§§ 28 
VgV, 20 UVgO, 26 SektVO). Befürchtun-
gen, dass Markterkundungsmaßnahmen 
zur einseitigen Auswahl von potenziellen 
Bietern oder zu unzulässiger Verengung 
des Markts führen, bestätigen sich in der 
Praxis nicht. Außerdem kann diesen mit 
einem konsequent an den geltenden Ver-
gabegrundsätzen (Wettbewerb, Transpa-
renz, Gleichbehandlung) und an den Vor-
schriften über Neutralität und fairen 
Wettbewerb (§§ 6, 7 VgV, 4, 5 UVgO, 6,  
7 SektVO) orientierten Vorgehen in der 
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strebte Ziel als Antwort auf eine beste-
hende Herausforderung. Die Vergabever-
fahrensarten „Verhandlungsverfahren“, 
„wettbewerblicher Dialog“ und „Innova-
tionspartnerschaft“ lassen es zudem zu, 
über Leistungsangebote mit den Anbie-
tern zu verhandeln oder im Dialog und in 
einer gemeinsamen Entwicklungs- bzw. 
Forschungsphase eine konkrete Lösung 
zu finden.

3.	� Zusammenarbeit mit Start-ups 
durch „smarte“ Verfahrens- und 
Vertragsgestaltung ermöglichen

Öffentliche Auftraggeber tendieren dazu, 
sich in vertrauten Verfahrens- und Ver-
tragsgestaltungen zu bewegen, die für 
die etablierten Auftragnehmer der öffent-
lichen Verwaltung entworfen worden 
sind. So wird beispielsweise immer noch 
in einer Vielzahl von Fällen die Verfah-
rensart der öffentlichen Ausschreibung 
ohne Nachverhandlungsmöglichkeit und 
oftmals auch immer noch mit dem Preis 
als einziges Zuschlagskriterium genutzt. 
Wenn es um die Zusammenarbeit mit 
Start-ups geht, sollte aber viel eher auf  
alternative Verfahrens- und Vertragsmo-
delle zurückgegriffen werden.

Das ermöglicht das Vergaberecht:
Vielfältig gestaltbare Rahmenvertragsmo-
delle, gegebenenfalls in Form von dyna
mischen Beschaffungssystemen (§§ 21, 
22 VgV, 15, 17 UVgO, 19, 20 SektVO), 
bieten Chancen für öffentliche Auftrag-
geber, Bedarfe zu bündeln und verschie-
dene Auftragnehmer, also auch Start-
ups, flexibel einzubinden. Denkbar sind 
beispielsweise Rahmenvereinbarungen, 
die projektbezogen den kombinierten 
Einsatz verschiedener Auftragnehmer er-
möglichen – zum Beispiel eines Start-ups 
und eines am Markt bereits etablierten 
Unternehmens. Auch die Trennung zwi-
schen Beratung und Entwicklung im  
Bereich der IT kann durch neue Rahmen-
vertragsmodelle aufgelöst werden. Dies 
würde den Anforderungen moderner 
Methoden, wie zum Beispiel Design 
Thinking, und innovativer Technologien, 
wie zum Beispiel Robotic Process Auto-
mation, besser entsprechen. 

Die „Innovationspartnerschaft“ – nach wie 
vor vielfach „nur“ als Vergabeverfahrens-
art betrachtet – bietet zudem ein flexibles 

Vertragsmodell, um bereits bestehende 
(oder zunächst nur initial entwickelte)  
Lösungen anzupassen oder weiterzuent-
wickeln. Dies kann ebenfalls eine Chance 
für die Zusammenarbeit mit Start-ups sein. 

4.	� „Start-up-freundliche“ Eignungs- 
und Zuschlagskriterien wählen

Umsatzzahlen, Referenzen der letzten 
drei Jahre, Berufserfahrung: Dies sind 
Eignungskriterien, die in öffentlichen Aus-
schreibungen sehr oft herangezogen 
werden, an denen junge Unternehmen 
mit jungen Mitarbeitern aber oft schei-
tern. Auf der Ebene der Zuschlagskrite-
rien wird außerdem noch immer zu oft 
„Wirtschaftlichkeit“ als „niedrigster Preis“ 
fehlinterpretiert oder es werden keine 
sachgerechten Zuschlagskriterien neben 
dem Preis etabliert.

Das ermöglicht das Vergaberecht:
Vergaberechtlich müssen Eignungskrite-
rien mit dem Auftragsgegenstand in Ver-
bindung und zu diesem in einem ange-
messenen Verhältnis stehen. Zuschlags-
kriterien müssen ebenfalls mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung ste-
hen. Diese müssen so festgelegt sein, 
dass
–– die Möglichkeit eines wirksamen Wett-

bewerbs gewährleistet wird,
–– der Zuschlag nicht willkürlich erteilt 

werden kann und
–– eine wirksame Überprüfung möglich 

ist, ob und inwieweit die Angebote die 
Zuschlagskriterien erfüllen.

Im Umfeld von Start-ups müssen daher – 
diesen Grundsätzen folgend – keine  
Umsatz- und Mitarbeiterzahlen als (Min-
dest-)Eignungskriterien herangezogen 
werden, ebenso wenig wie Referenzen 
der letzten drei Jahre. Stattdessen kön-
nen beispielsweise Innovationsgrad, Ent-
wicklungs- und Umsetzungskompeten-
zen bzw. -ansätze als Eignungs- oder Zu-
schlagskriterien im Vordergrund stehen. 
Ein Angebot kann zum Beispiel auch aus 
einem realisierten Prototypen bestehen, 
der als Lösung für ein ausgeschriebenes 
Problem dient.

5.	� Mit den Bietern kommunizieren, 
soweit möglich

Schon im Vorfeld einer Ausschreibung 
können daher Kommunikation und Trans-

parenz entscheidende Faktoren für ein 
erfolgreiches Vergabeverfahren sein, bei 
dem auch Start-ups eine Chance haben. 
Veröffentlichungen auf einschlägigen  
Vergabeplattformen reichen in der Regel 
nicht aus, um Start-ups zu erreichen. 
Letztere sind außerdem häufig unerfah-
ren mit öffentlichen Ausschreibungen. 
Formulare sind oft nicht anbieter- bzw. 
anwenderfreundlich oder nicht selbster-
klärend. Bieterfragen dienen zunehmend 
nur einer reinen Absicherung von Posi
tionen anstatt eines konstruktiven und 
wertstiftenden Austauschs über den 
Ausschreibungsgegenstand. Sowohl bei 
öffentlichen Auftraggebern als auch bei 
Bietern besteht teilweise erhebliche Un-
sicherheit, was an Kommunikation und 
Dialog vor, während und nach einem Ver-
gabeverfahren möglich und zulässig ist.

Das ermöglicht das Vergaberecht:
Grundsätzlich sollte der Auftraggeber 
seine Vergabeunterlagen und seinen Ver-
fahrensablauf so gestalten, dass eine 
Teilnahme für die Anbieterseite so ein-
fach wie möglich wird. In der Praxis ist 
bereits die Etablierung von „Start-up- 
Beauftragten“ aufseiten öffentlicher Auf-
traggeber angedacht, um die Bedürf-
nisse der Unternehmen aus der Gründer-
szene bestmöglich zu berücksichtigen. 

Im Rahmen der Bekanntmachung könn-
ten Ausschreibungen zusätzlich durch  
öffentliche Auftraggeber beispielsweise 
auf einschlägigen Plattformen, wie etwa 
Social Media, verlinkt werden. Ebenso 
sind flexible Informations- und Briefing-
Termine schon heute in verschiedenen 
Vergabeverfahren wichtige Instrumente, 
um interessierten Bewerbern oder Bie-
tern Verfahrensabläufe und Ausschrei-
bungsinhalte zu vermitteln sowie einen 
reibungslosen Verfahrensablauf mit brei-
tem Wettbewerb zu gewährleisten. Den 
Abschluss im Vergabeverfahren bildet – 
soweit es sich nicht um den erfolgrei-
chen Bieter handelt – die Information 
über die Nichtberücksichtigung eines  
Angebots. Gerade an dieser Stelle ist 
wiederum eine adäquate gegenseitige 
Kommunikation entscheidend. Denn nur 
so können Auftraggeber und Bieter von
einander lernen, um in zukünftigen Aus-
schreibungen besser zu werden. 
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Kein langwieriges Suchen und Wälzen von Ordnern mehr, 
Schluss mit eingestaubten, archivierten Aktenbergen: Diese 
Hoffnung liegt auf der Einführung der elektronischen Akte  
(E-Akte) in der öffentlichen Verwaltung. Unter welchen Bedin-
gungen dies erfolgen soll, regelt das E-Government-Gesetz 
(EGovG) von 2013. Von einer flächendeckenden Umsetzung 
der E-Akte ist die Verwaltung jedoch noch weit entfernt. Da-
bei liegt hierin die Chance, nicht nur Papier zu Daten werden 
zu lassen, sondern quasi nebenbei auch Verwaltungsabläufe 
grundlegend effizienter zu gestalten. Thomas Hemker, Pro
fessor für Verwaltungsinformatik, erläutert, wie Verwaltungs-
prozesse von der Einführung der E-Akte profitieren können. 

Olaf Köppe: Wenn in letzter Zeit über Aktenführung in der  
Verwaltung gesprochen wurde, klingt es weiterhin nach der 
klassischen Verwaltung und staubiger Bürokratie. Können  
Sie erklären, warum dieser Eindruck noch immer vorherrscht?

Prof. Dr. Thomas Hemker: Vielleicht, weil immer noch ein bild-
liches Verständnis einer Akte verbreitet ist. Wir sollten weder 
mit einer Technikbrille noch mit einer Verwaltungsbrille allein 
darauf schauen. Sehen wir stattdessen den Inhalt einer Akte – 
den Sachverhalt – als einen zu bearbeitenden Gegenstand,  
als ein Objekt an, dann fällt es auch recht leicht, sich Gedanken 
zu machen, wie daraus ein Ergebnis produziert werden kann.  
Auf die gleiche Art könnten wir uns über den Produktionspro-
zess von Fahrrädern in einer Fabrik unterhalten – auch dann 
könnten wir überdenken, wie diese zusammengebaut werden. 

Wenn ich jetzt einen Verwaltungsprozess mit klassischen  
Papierakten digitalisieren dürfte, könnte ein solcher Exkurs  
zu einem Produktionsprozess sehr spannend sein. Denn ohne 
Prozess wird es keine Akte geben und ohne Akte keinen Pro-
zess – das geht nur zusammen. Daher hat sich der Bund im 
Jahr 2013 mit dem EGovG vorgenommen, Prozesse noch ein
mal anzuschauen, zu optimieren und diese gerade nicht  
nur eins zu eins zu digitalisieren. Die Vorstellung dahinter ist:  
Allen Beteiligten sollen Informationen zum Stand eines Vor-
gangs, was noch kommt und wer Ansprechpartner hierfür ist, 
elektronisch zur Verfügung gestellt werden. Wenn man sich 
das grafisch vorstellen möchte, könnte man fast an die Tra-
ckingwebseiten für Pakete denken – nur eben mit zusätzlichen 
Kontaktdaten.

Diese Reife in der Verwaltung scheint jedoch noch nicht  
erreicht zu sein. Welche Prozessschritte sind bei der Einfüh-
rung der E-Akte erfolgskritisch?

Wir haben mit jedem Verwaltungsprozess, für den die elek
tronische Aktenführung eingeführt werden soll, eine weitere 
Chance, eine „Produktionsstraße“ der Verwaltung zu digita
lisieren. Dabei muss auch darauf geachtet werden, dass es 
künftig nicht so wichtig sein darf, alles ausdrucken oder faxen 
zu können. Vielmehr geht es darum, dass Inhalte innerhalb  
einer E-Akte in einem Datenformat erhalten bleiben, das auto-
matisiert weiterverarbeitet werden kann. Wir müssen über 
genau diese Aktivitäten – also an welchen Stellen eine Daten-
weiterverarbeitung notwendig ist – in den Prozessen spre-
chen. Diese gilt es beim Digitalisieren zu betrachten und zu 
optimieren. Das Ergebnis muss dann sein, dass alle Aktivi
täten digital möglich sind. Dies funktioniert nur, wenn die  
notwendigen technischen Funktionen verfügbar sind und  
mit diesen auf die elektronischen Akten zugegriffen werden  
kann. Hier geht es um ein medienbruchfreies Bearbeiten und 
Weitergeben von Daten: Blickt man auf diesen Prozess also 
gesamtheitlich, muss technisch eine Verbindung zwischen  
allen beteiligten Personen und Objekten eines Vorgangs her-
gestellt werden – vom Anfang bis zum Ende. Betrachten wir 
das nicht zusammen, wird die E-Akte schnell zu einem Objekt-
speicher für Akten, während die Prozesse ansonsten so wei-
terlaufen wie bisher. 

Interview: Die E-Akte ist ein Einstieg  
in die digitale Transformation 

Prof. Dr. Thomas Hemker

Professor für Verwaltungsinformatik, 
Hochschule des Bundes für öffentliche  
Verwaltung 

Olaf Köppe

Partner, Consulting, KPMG AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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Start-ups als Innovationspartner für  
den öffentlichen Sektor

Mit der Initiative myGovernment fördert das Institut für den 
öffentlichen Sektor seit 2016 die Zusammenarbeit von Start-
ups mit dem öffentlichen Sektor. Denn junge Unternehmen 
aus der Gründerszene haben das Potenzial, die Digitalisierung 
im öffentlichen Sektor mit ganz neuen, nutzerfreundlichen 
und zugleich pragmatischen Ansätzen voranzubringen. 

Mit jährlichen Netzwerkveranstaltungen bieten wir eine  
Plattform, auf der Beschäftigte aus öffentlicher Verwaltung 
und öffentlichen Unternehmen Start-ups und ihre digitalen 
Lösungen kennenlernen und sich vernetzen können, so auch 
am 16.9.2021 (siehe Textkasten). Mit konkreten Projektbei-
spielen zeigen wir, dass die Zusammenarbeit von Start-ups 
mit dem öffentlichen Sektor funktioniert. Darüber hinaus  
veranstalten wir Workshops für Start-ups und öffentliche  
Beschaffer, um vergaberechtliche Hürden abzubauen. 

GovTech Landscape Germany
In Zusammenarbeit mit der Berliner Senatsverwaltung  
für Wirtschaft, Energie und Betriebe hat das Institut für den 
öffentlichen Sektor eine deutschlandweite Übersicht von 
Start-ups mit digitalen Lösungen für den öffentlichen Sektor 
erstellt. Sortiert nach Kategorien sind dort rund hundert, 
überwiegend marktreife Unternehmen aus der Gründer-
szene aufgeführt. Die Landscape wird regelmäßig erweitert. 

Mehr Informationen:  
www.my-government.de 

Die Funktion folgt also dem Prozess. Aber Prozesse basieren 
naturgemäß auf Austausch und Zusammenarbeit von Men-
schen. Wie wird dieser Aspekt des persönlichen Austauschs 
bei der elektronischen Aktenführung berücksichtigt? 

Die E-Akte ist natürlich nur eines von vielen Puzzlestücken bei 
der Digitalisierung. Digitalisierung kann nur gelingen, wenn 
sie integriert umgesetzt wird, das heißt: unter Betrachtung  
aller für einen Arbeitsprozess notwendigen Aspekte. Häufig 
erwächst erst aus einer Zusammenarbeit von Menschen ein 
Verständnis für eine bestimmte Aufgabe oder eine Anforde-
rung und es entsteht ein Arbeitsergebnis, das als Grundlage 
für einen Vorgang genutzt werden kann. Bei der Digitalisie-
rung von Prozessen für die elektronische Aktenführung muss 
man daher aufpassen und darf nicht versuchen, die Zusam-
menarbeit von Menschen in ein System zu pressen, das ei-
gentlich für die Aktenführung im Rahmen der E-Akte gedacht 
ist. Das ist einfach nicht zielführend, auch wenn dafür viel-
leicht passende technische Funktionen bereitstehen. Zusam-
menarbeit funktioniert grundsätzlich freier und weniger  
vorhersehbar, als Vorgänge ablaufen. Dies muss sich auch  
in digitalisierten Prozessen widerspiegeln. Digitalisierte Pro-
zesse dürfen nicht zu starr sein. Die Arbeitsabläufe sollten 
also nicht im Zuge der Einführung der E-Akte einfach „durch-
digitalisiert“ werden.

Die Transformation der Arbeitsabläufe betrifft ganz wesent-
lich die Arbeitsweise der beteiligten Menschen. Die Heraus-
forderung bei Transformationsprojekten besteht darin, dass 
Veränderungen mitunter auch abgelehnt werden. Wie sollte 
die Verwaltung diesem Impuls von Mitarbeitenden begegnen?

Hier hilft es nur, zu versuchen, die echten Vorbehalte der Mit-
arbeitenden zu erkennen. Sonst wird man sie nicht für diese 
Art zu arbeiten begeistern können. Darüber hinaus gilt es,  
bei den Mitarbeitenden grundlegende Kompetenzen in digit
alen Techniken aufzubauen, um damit Vorbehalten entgegen-
zuwirken und ein Verständnis für die Notwendigkeit der digi-
talen Transformation der Verwaltung zu schaffen. Aber eine 
wesentliche Hürde wird bleiben: Es ist immer schwierig zu 
vermitteln, dass genau jetzt der Zeitpunkt ist, an dem genau 
wir davon betroffen sind, und Veränderungen dann auch  
passieren. 

myGovernment

Ankündigung: myGovernment 2021

Was? Start-ups präsentieren ihre digitalen Lösungen  
für den öffentlichen Sektor. Mit erfolgreichen  
Praxisbeispielen zeigen wir, dass die Zusammenarbeit  
funktioniert. 

Wann? Am 16.9.2021 von 14:00 – 16:00 Uhr 

Wo? In einer interaktiven Online-Veranstaltung

Weitere Informationen: www.my-government.de
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 „Zwei verschiedene  
Sprachen und Kulturen“

Die Zusammenarbeit zwischen Start-ups und öffentlichem 
Sektor zu fördern, ist auch ein Anliegen von Norbert  
Herrmann aus der Berliner Senatsverwaltung. Für unsere  
Zeitschrift hat er einige Fragen dazu beantwortet. 

Berlin ist Regierungssitz und gilt gleichzeitig als Hochburg der 
Gründerszene. Man sollte also meinen, durch die räumliche 
Nähe ist der Kontakt zwischen öffentlicher Verwaltung und 
Start-ups eng – gemeinsam wird an der Digitalisierung des  
öffentlichen Sektors gefeilt. Wie ist es denn in Berlin tatsäch-
lich um die Zusammenarbeit zwischen Start-ups und öffent
licher Verwaltung bestellt? 

Norbert Herrmann: Der Kontakt zwischen Verwaltung und 
Start-ups besteht insbesondere dann, wenn es um öffentliche 
Finanzierung der jungen Unternehmen über Programme der 
Investitionsbank Berlin oder um das Berliner Startup-Stipen-
dium, einer finanziellen Unterstützung aus Mitteln des Europä
ischen Sozialfonds und des Landes Berlin, geht. Umgekehrt 
sollte aber auch die Verwaltung von den Produkten und Dienst-
leistungen der Start-ups profitieren, vor allem wenn es um  
das Thema Digitalisierung der Verwaltung geht. In den Berliner 
Landesbetrieben bestehen solche Kooperationen seit Jahren, 
in den Verwaltungen sind mir bisher nur punktuell gemein-
same Projekte bekannt. Der Nachholbedarf ist erkannt, eine 
Sensibilisierung von Verwaltungsmitarbeitenden wird über 
Workshops und Weiterbildungen angegangen. 

Wie können seitens der Senatsverwaltung Start-ups gefördert 
werden?
Neben den Finanzen sind die ersten Kunden für ein Start-up oft 
ein entscheidender Erfolgsfaktor. Die Kundengruppe der 
GovTechs ist die Verwaltung. Hier bedarf es neben der Sensibi-
lisierung der Verwaltungsmitarbeitenden auch  

Wie öffentliche Verwaltung und Start-ups zusammenkommen

Norbert Herrmann 

Startup Affairs, Senatsverwaltung für  
Wirtschaft, Energie und Betriebe, Berlin 

eines genauen Matchings. So muss zum Beispiel der Anbieter 
einer AI-Übersetzungsmaschine in der Verwaltung genau  
den Bereich bzw. den Kontakt finden, der mit einem solchen 
Produkt eine Lösung für seine Herausforderung erhält, die 
dazu ein Budget zur Verfügung hat und der bei der Vergabe  
von Aufträgen bereit ist, neue – aber trotzdem rechtssichere – 
Wege zu gehen. 

Welchen Mehrwert können Start-ups bei der Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltung leisten? 

Start-ups könnte man auch bezeichnen als agile „problem  
solving engines“. Start-ups sind nach meiner Erfahrung  
äußerst flexibel und agil, wenn es um die Entwicklung und 
auch um die Anpassung von Problemlösungsideen geht.  
Zudem kennen sie den aktuellen Stand der Technik. Die Ver-
waltung braucht solide und sichere Lösungen, auch wenn  
es um Digitalisierung geht. Start-ups und ihre Produkte  
könnten meiner Meinung nach besonders bei kurzfristigen 
Problemlösungsbedarfen schnell helfen und eine erste  
Umsetzung vorantreiben.

Welche Erfahrungen haben Sie als Mitarbeiter der öffentlichen 
Verwaltung in der Zusammenarbeit mit Start-ups gesammelt?

Tatsächlich ist meine Aufgabe in der Senatsverwaltung für 
Wirtschaft, Energie und Betriebe des Landes Berlin zu einem 
Großteil eine „Übersetzungsleistung“. Es geht um zwei  
verschiedene Sprachen, zwei verschiedene Kulturen, zwei  
verschiedene Erwartungshaltungen, insbesondere beim 
Thema Schnelligkeit. Um zu kooperieren, müssen meiner  
Meinung nach beide Seiten aufeinander zukommen und Ver-
ständnis füreinander zeigen. So gibt es Start-ups, die mich 
kontaktieren, weil sie einen Brief einer Behörde nicht verste-
hen. Und es gibt Verwaltungsmitarbeitende, die mit einer  
Anfrage einer jungen Gründerin oder eines jungen Gründers 
nichts anfangen können. Wenn dann „übersetzt“ wurde,  
kann es meiner Erfahrung nach zu einem gewinnbringenden 
Austausch kommen.  
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Corporate Governance

Kommunale Aufsichtsräte hätten 
gerne mehr und teilweise andere 
Qualifizierung
Gewünschter und tatsächlicher Umfang 
der Qualifizierungstage kommunaler  
Aufsichtsräte klaffen in der Praxis aus
einander. Während in der Realität im Mit-
tel knapp drei Tage Schulungen pro Jahr  
besucht werden, wünschen sich die  
Aufsichtsratsmitglieder im Durchschnitt 
fünf Tage. Dies ist ein Ergebnis einer  
Befragung von 178 Aufsichtsratsmitglie
dern kommunaler Unternehmen in 105 
kreisfreien Städten des Lehrstuhls Prof. 
Michèle Morner an der Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer, die 
bei der dortigen Tagung zu Public Cor
porate Governance am 13.4.2021 vorge-
stellt wurde. 

Auch bezüglich der Inhalte der Fort
bildungen bestehen Unterschiede zwi-
schen Wunsch und Wirklichkeit: In fast 
allen Schulungen werden allgemeine 
Rechte und Pflichten sowie die Haftung 
von Aufsichtsräten thematisiert, zu über 
80 Prozent auch Risiko- bzw. Compli-
ance-Management sowie die Vertraulich-
keit von Aufsichtsratsunterlagen. Jedoch 
wünschen sich die Aufsichtsräte zu über 
80 Prozent eine verstärkte Behandlung 
von strategischem Management, zum 
Beispiel gesamtstädtische Steuerung 
oder Konzernstrategien. Ebenfalls knapp 
80 Prozent hätten zudem gerne mehr 
Schulungszeit für Rechnungslegung und 
Bilanzanalyse. 

Jedes zweite Aufsichtsratsmitglied bestä-
tigt das Vorhandensein von Inhouse-
Schulungen für Aufsichtsräte im eigenen 
Unternehmen. Jeweils über 40 Prozent 
erhalten auch Zugang zu Fachzeitschrif-
ten und Tagungen, während nur jedem 
Fünften ein Onboarding angeboten wird. 
Zertifizierungskurse sind noch seltener 
vertreten. Neben Inhouse-Seminaren  
erwarten die Aufsichtsratsmitglieder vor 
allem von einem Onboarding (etwa 60 
Prozent) einen starken Einfluss auf ihre 
persönliche Qualifizierung. Jedes zweite 
Mitglied wünscht sich Netzwerke zur 
Verbesserung der eigenen Qualifikation, 
zu jeweils knapp 30 Prozent werden ein 

Back-Office, der Rückgriff auf Berater 
und ein Mentoring gewünscht. Gefragt 
nach Hemmnissen, die eine persönliche 
Qualifizierung erschweren oder gar ver-
hindern, geben gut 30 Prozent fehlende 
Zeit und etwa ein Viertel ein fehlendes 
Budget an. 

Digitalisierung

Gesetzentwurf beschlossen:  
Zweites Open-Data-Gesetz  
standardisiert Datenbereitstellung
Um die rechtsstaatlichen Rahmenbedin-
gungen für die Digitalisierung zu legen, 
hat das Bundeskabinett am 10.2.2021 
das zweite Open-Data-Gesetz beschlos-
sen. Dessen Ziel ist es, die Bereitstel-
lungspflicht für offene Daten der Bundes-
verwaltung auszuweiten sowie die Nut-
zungsmöglichkeiten der bereitgestellten 
Daten zu standardisieren und zu verbes-
sern. 

Im Zuge des zweiten Open-Data-Geset-
zes kommt es zudem zu einer Änderung 
des § 12a des E-Government-Gesetzes 
(EGovG), das nun auch mittelbare Bun-
desverwaltungen und Forschungsdaten 
in die Bereitstellungspflicht miteinschließt. 
Durch verbindliche Open-Data-Koordina-
toren der Bundesbehörde sowie Stan
dardisierung soll der Bereitstellungspro-
zess vereinfacht werden. Darüber hinaus 
sollen Datenformate behördenübergrei-
fend angeglichen werden. Zudem soll 
das neue Datennutzungsgesetz (DNG) 
die Standardisierung von Daten durch die 
verbindliche Einführung von maschinen-
lesbaren Datenformaten erhöhen. Mit 
dem Gesetz sollen die Anforderungen 
der im Jahr 2019 beschlossenen Open-
Data-Richtlinien der EU umgesetzt wer-
den. Gleichzeitig werden damit das erste 
Open-Data-Gesetz aus dem Jahr 2017 
sowie das Informationserweiterungs
gesetz aus dem Jahr 2006 ersetzt. 

Plattformen als Schlüssel zur  
Verwaltungsdigitalisierung 
Aufgrund der föderalen Strukturen erfor-
dert die Digitalisierung der deutschen 
Verwaltung einen besonders hohen Ko-
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ordinationsaufwand. Durch einen Platt-
formansatz könnte die Verwaltungsdigi-
talisierung effizienter gesteuert werden. 
Dies ist die Kernaussage der fortiss Kurz-
studie „Verwaltung. Digitalisierung. Platt-
form.“ Die Analyse wurde im Auftrag der 
Föderalen IT-Kooperation (FITKO) erstellt 
und im März 2021 veröffentlicht. 

In der Studie wird eine durch die FITKO 
zu etablierende Plattform vorgeschla-
gen, die Informationen, Werkzeuge und  
Austauschmöglichkeiten zu Architektur, 
Komponenten und Schnittstellen der 
OZG-Umsetzung zur Verfügung stellt. 
Die FITKO könnte auf der Plattform Infor-
mationen bereitstellen, gleichzeitig könn-
ten sich die Akteure der OZG-Umsetzung 
in Foren austauschen. Im Sinne einer  
Ko-Kreation könnten neben Bund, Län-
dern, Kommunen und IT-Dienstleistern 
auch die Wirtschaft, die Zivilgesellschaft 
sowie Start-ups die Plattform nutzen und 
Inhalte beitragen. Damit öffne man sich 
für innovative und nutzerfreundliche  
Lösungen. Die Plattform könne somit der 
zentrale Ort für gemeinsame Gestaltung 
und Weiterentwicklung sein.

Die Empfehlungen der Kurzstudie basie-
ren auf einer systematischen Literatur-
analyse, einem Workshop mit 37 Exper-
ten aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung sowie auf sieben Experten
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interviews mit Vertretern von Bund, Län-
dern und IT-Dienstleistern. 

Die Kurzstudie kann unter www.fitko.de  
heruntergeladen werden.  

Umfrage im öffentlichen Dienst: 
Mehrheit befürwortet verstärkte 
Automatisierung
Eine im Januar 2021 veröffentlichte explo-
rative Befragung der Universität Potsdam 
im öffentlichen Dienst zeigt, dass es sich 
bei fast zwei Dritteln der von den Befrag-
ten dargestellten Aufgaben um Routine-
tätigkeiten handelt und diese somit 
grundsätzlich zur Automatisierung geeig-
net sind. An der Befragung beteiligten 
sich 300 zufällig ausgewählte Mitarbei
terinnen und Mitarbeiter aus verschiede-
nen Bereichen des öffentlichen Diens-
tes. Zu den am häufigsten genannten 
Aufgaben zählte die stark vorstruktu-
rierte Bearbeitung von Anträgen mit we-
nig bis keinem Entscheidungsspielraum.
 
Trotz der potenziell tiefgreifenden Verän-
derungen in ihrem Arbeitsalltag stehen 
die Befragten einer möglichen Automa
tisierung ihrer bislang ausgeübten Routi-
netätigkeiten mehrheitlich positiv gegen-
über. Sie äußern den Wunsch, die durch 
Automatisierung gewonnenen Ressour-
cen dafür zu nutzen, ihre Arbeit gewis-

senhafter erledigen zu können und den 
zwischenmenschlichen Kontakt zu Kun-
den und Bürgern zu intensivieren.

Die Befragung war Bestandteil eines Lehr-
forschungsprojekts an der Universität 
Potsdam. Alle Teilnehmer beantworteten 
drei offene Fragen zu ihren typischen Tä-
tigkeiten im Arbeitsalltag, zu ihrer derzei-
tigen Auslastung und zu ihrer Einschät-
zung bezüglich der Folgen einer mögli-
chen Automatisierung ihrer Tätigkeiten.

Eine ausführliche Darstellung der Studien
ergebnisse ist verfügbar in „Verwaltung &  
Management“, Jahrgang 27 (2021), Heft 1.  

Algorithmen in der öffentlichen 
Verwaltung: Der Mensch darf nicht 
vergessen werden 
Die im März 2021 veröffentlichte Kurz-
studie des Nationalen E-Government 
Kompetenzzentrums (NEGZ) „Potenziale 
und Herausforderungen einer neuen  
Datenorientierung im Kontext öffentli-
cher Aufgabenwahrnehmung“ hat die 
unterschiedlichen Potenziale der Anwen-
dung von Algorithmen in der öffentlichen 
Verwaltung untersucht. Anhand von fünf 
Beispielen öffentlicher Aufgaben werden 
Einsatzbereiche von auf Algorithmen  
basierenden Anwendungen dargestellt – 
wie etwa Ressourceneinsatz, Leistungs-
gewährung und Umweltgestaltung (zum 
Beispiel nach dem Smart-City-Konzept). 
Darüber hinaus werden mittels einer Fall-
studie aus dem Bereich der Berliner Poli-
zei Anforderungen und Veränderungen 
im Zuge einer Automatisierung analy-
siert: Die Fallstudie behandelt ein algo-
rithmisches System, das Einbrüche in 
Wohnhäusern vorhersagen soll. 

Um einer möglichen Entfremdung und 
Demotivation der Verwaltungsmitarbei-
ter entgegenzuwirken, empfehlen die 
Studienautoren, die Einführung algorith-
mischer Systeme in enger Beteiligung 
mit der Belegschaft durchzuführen, so-
dass Vertrauen und Nachvollziehbarkeit 
steigen. 

Eine weitere Publikation zum Thema, die 
„Handreichung für die digitale Verwal-
tung – Algorithmische Assistenzsysteme 
gemeinwohlorientiert gestalten“ der Ber-
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telsmann Stiftung und des Thinktank 
iRights.Lab, ist im Dezember 2020 er-
schienen. Diese informiert über die  
ethische Gestaltung der digitalen Trans-
formation sowie über die Herausforde-
rungen des Einsatzes digitaler Anwen-
dungen im öffentlichen Sektor. Die Mitar-
beiter des öffentlichen Sektors sollen 
durch die Handreichung motiviert wer-
den, algorithmische Assistenzsysteme 
für das Gemeinwohl einzusetzen. Anhand 
von Praxisbeispielen wird ein möglicher 
Vorgehensplan dargestellt. Praktische 
Einsatzfelder sind etwa das System zur 
Kriminalitätsauswertung und Lageantizi-
pation (SKALA), die Erstellung von Krimi-
nalitätsprognosen oder aber das Arbeits-
marktchancen-Assistenzsystem (AMAS) 
aus Österreich, das die Integrations
chancen von Arbeitssuchenden auf dem 
Arbeitsmarkt analysiert. 

Digitalisierung in Kommunen:  
Aktuelle Studie weist niedrigen  
Digitalisierungsgrad aus
Eine im Herbst 2020 durchgeführte  
Umfrage der Hochschule Harz und der  
Axians Infoma unter deutschen Kommu-
nalverwaltungen kommt zu dem Ergeb-
nis, dass lediglich knapp die Hälfte (47 
Prozent) der 548 teilnehmenden Kom-
munen über eine Strategie zur Verwal-
tungsdigitalisierung verfügen. Die Digita-
lisierung der kommunalen Finanzen ist 
dabei am weitesten fortgeschritten. Im-
merhin 12 Prozent der Teilnehmer gaben 
an, Kernprozesse der Finanzverwaltung 
vollständig digitalisiert zu haben, bei 35 
Prozent sind bereits Teilprozesse digitali-
siert. Eine große Mehrheit (80 Prozent) 
schätzt ihre Digitalisierungsprojekte als 
erfolgreich ein – es sei deutlich erkenn-
bar, dass die jeweiligen Digitalisierungs-
vorhaben zu Arbeitserleichterungen füh-
ren und einen unmittelbaren Mehrwert 
für die Bürgerinnen und Bürger sowie für 
die Unternehmen haben. Wichtigster 
Treiber von Digitalisierungsprozessen 
sind seitens der Befragten gesetzliche 
Vorgaben und Impulse aus der Führungs-
ebene. Hemmnisse werden primär bei 
unklaren rechtlichen Rahmenbedingun-
gen und fehlenden Personalkompetenzen 
im IT-Bereich sowie im Prozessmanage-
ment gesehen.  
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Proprietär war gestern –  
Dortmund setzt auf Open Source 
Am 11.2.2021 hat der Dortmunder  
Stadtrat zwei zentrale Beschlüsse für die 
Nutzung von Open-Source-Software  
innerhalb der Stadtverwaltung gefasst 
und damit einen wichtigen Meilenstein 
gesetzt. Demnach soll Open-Source-
Software überall dort genutzt werden, 
wo dies technisch umsetzbar ist. Darü-
ber hinaus soll von der Verwaltung entwi-
ckelte oder zur Entwicklung beauftragte 
Software der Allgemeinheit zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Die Verwaltung in Dortmund muss dem-
nach in sämtlichen Bereichen die Nutzung 
von Open-Source gegenüber hersteller-
eigener (proprietärer) Software vorziehen, 
andernfalls ist eine entsprechende Be-
gründung vorzulegen. Mehreren Presse-
berichten zufolge leistete die Dortmunder 
Bürgerinitiative Do-FOSS (Dortmunder 
Initiative für Freie und Open-Source-Soft-
ware), die sich bereits seit ihrer Grün-
dung im Jahr 2014 für offene Standards 
und freie Software in Dortmund einsetzt, 
einen wichtigen Beitrag. 

Der Geschäftsführer der Initiative stellte 
fest, dass Dortmund mit dem Bedürfnis 
nach digitaler Souveränität nicht allein  
dasteht. Aus diesem Grund wird in  
Zusammenarbeit mit der Kommunalen 

Gemeinschaftsstelle (KGSt) und dem 
Deutschen Städtetag an einem Sonder-
bericht für Kommunen zu digitaler Souve-
ränität gearbeitet.

Mit dem Beschluss wird ein weiterer 
wichtiger Meilenstein hinsichtlich der 
Smart-City-Entwicklungen in Kommunen 
gesetzt. Weitere Kommunen, die auf die 
Nutzung von Open Data setzen, sind un-
ter anderem Ulm, Herrenberg, Solingen, 
Remscheid und Wolfsburg. Auch die 
Stadt München, deren früheres Open 
Source-Programm 2017 nach über einem 
Jahrzehnt eingestellt wurde, hat im März 
2021 eine neue Open-Source-Strategie 
beschlossen. 

Öffentliche Finanzwirtschaft

Finanzierungsüberschuss der  
Kommunen aufgrund Corona-Krise 
deutlich gesunken 
Die deutschen Kommunen weisen für das 
Jahr 2020 einen Finanzierungsüberschuss 
von knapp zwei Milliarden Euro auf. Dies 
bedeutet einen spürbaren Rückgang im 
Vergleich zum Vorjahr. Der kommunale 
Überschuss hatte in 2019 laut Angaben 
des Statistischen Bundesamts (Destatis) 
noch 5,6 Milliarden Euro betragen. 
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dem Green Bond belief sich in der Spitze 
auf 1,5 Milliarden Euro, sodass er fünf-
fach überzeichnet war. 

Mit den Erlösen aus dem Green Bond 
werden nachhaltige Projekte und Vor
haben aus dem Haushaltsjahr 2020 refi-
nanziert. Laut Ministerium für Finanzen 
Baden-Württemberg wurden 49 Vorha-
ben aus neun Ressorts identifiziert. 
Hierzu zählen besonders energieeffizi-
ente Neubauten, waldbauliche Maßnah-
men, aber auch kommunale Breitband
investitionen, um die Grundlage für Home-
office oder Telemedizin zu schaffen und 
so das Mobilitätsverhalten zu ändern. 
Laut Presseinformation gingen 80 Pro-
zent der Anleihe an sogenannte grüne  
Investoren, die bewusst in nachhaltige 
Kapitalmarktprodukte investieren. 

Spekulative Swap-Verträge von 
Füssen und Landsberg am Lech 
nichtig
Das Landgericht München hat mit sei-
nem Urteil vom 13.4.2021 die spekula
tiven Swap-Verträge der Städte Füssen 
und Landsberg am Lech für nichtig erklärt. 
Zahlungen in Millionenhöhe müssen 
demnach rückabgewickelt und offene 
Beträge dem Vertragspartner nicht mehr 
rückerstattet werden. Dem Urteil ging 
ein jahrelanger Streit zwischen den bei-
den bayerischen Kommunen und einer 
privaten Bank voraus. 

Die beiden Städte hatten anders als viele 
andere Kommunen bei ähnlichen Ge-
richtsverfahren nicht auf Schadensersatz 
wegen der Millionenverluste aus den 
Swap-Geschäften abgestellt, sondern 
beantragt, die entsprechenden Verträge 
für nichtig erklären zu lassen. Zur Begrün-
dung gaben die Kläger an, die Bank habe 
die Geschäfte als kommunalrechtlich zu-
lässige Zinsoptimierung verkauft und 
nicht auf den spekulativen Charakter des 
Geschäftes und die damit verbundenen 
Risiken hingewiesen. Nachträglich hat-
ten beide Städte bei ihren jeweiligen 
Landratsämtern Anträge auf Genehmi-
gung der Verträge gestellt, die jedoch 
verwehrt wurden. 

Genau darauf verwies das Landgericht  
in seinem Urteil: Die Swap- und Swap

einer Medienanalyse zum Thema „Ge-
werbesteuer“ prognostiziert, dass der 
Rückgang der Gewerbesteuer in 2020 
sogar höher ausfallen könne als während 
der Finanzkrise 2008/2009. Für die Ana-
lyse wurde die Resonanz des Themas 
„Gewerbesteuer“ in den Medien ermit-
telt. Ganz so drastisch wie vermutet wa-
ren die Ausfälle zwar nicht. Dennoch ging 
die Gewerbesteuer im vergangenen Kri-
senjahr 2020 um rund 12 Prozent zurück. 
Während der Finanzkrise im Jahr 2009 
war der Rückgang mit fast 20 Prozent 
noch deutlicher spürbar. 

Die Analyse „Kommunalfinanzen in der  
Corona-Krise“ ist verfügbar unter folgendem 
Link: https://assets.kpmg/content/dam/kpmg/
de/pdf/Themen/2020/05/medienanalyse-
gewerbesteuer-und-corona.pdf.  

Baden-Württemberg hat Green 
Bond emittiert
Das Land Baden-Württemberg hat im 
Frühjahr dieses Jahres erstmals einen 
Green Bond am Kapitalmarkt begeben. 
Es ist damit das erste Bundesland, das 
eine grüne Anleihe emittiert hat. Die 
zehnjährige Anleihe hat ein Volumen von 
300 Millionen Euro. Die Nachfrage nach 

So fielen zwar einerseits die gesamten 
bereinigten Einnahmen inklusive der 
Steuereinnahmen der Kommunen mit 
295,2 Milliarden Euro im Jahr 2020 um 
4,5 Prozent höher aus als 2019. Anderer-
seits jedoch waren die Steuereinnahmen 
um 5,7 Prozent geringer. Dies liegt insbe-
sondere an Rückgängen bei den Netto-
Gewerbesteuereinnahmen sowie beim 
kommunalen Anteil an der Einkommens-
steuer. So verringerten sich die Gewerbe-
steuereinnahmen um fünf Milliarden 
Euro auf 37,6 Milliarden Euro (Minus von 
11,7 Prozent). Der kommunale Einkom-
mensteueranteil sank auf 38,1 Milliarden 
Euro (Minus von 4,1 Prozent). Die durch 
die Pandemie verursachten Gewerbe-
steuerausfälle wurden jedoch in 2020 
von Bund und Ländern ausgeglichen. 
Diese hatten den Kommunen insgesamt 
19,3 Milliarden Euro zur Verfügung  
gestellt. Die bereinigten Ausgaben der 
Gemeinden und Gemeindeverbände sind 
in 2020 verglichen mit 2019 um 5,9 Pro-
zent gestiegen – besonders hohe Zunah-
men gab es vor allem bei den Sachinves-
titionen, an denen Baumaßnahmen den 
größten Anteil haben. 

Schon im Sommer 2020 hatte das Insti-
tut für den öffentlichen Sektor auf Basis 
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Verwaltungsmodernisierung

Basisregister für Unternehmens-
stammdaten startet voraussichtlich 
noch 2021
Die bisher übliche Praxis der zumeist  
uneinheitlichen Erfassung von Unterneh-
mensdaten in den zahlreichen deutschen 
Registern wird reformiert. Der Bund hat 
hierfür den Gesetzentwurf zur „Umset-
zung des Basisregisters für Unterneh-
mensstammdaten mit bundeseinheit
licher Wirtschaftsnummer“ erlassen, 
dem das Kabinett am 27.4.2021 zuge-
stimmt hat. Das Gesetz werde dem Ver-
nehmen des Bundeswirtschaftsministe-
riums nach für erhebliche bürokratische 
Entlastung in dreistelliger Millionenhöhe 
sorgen. 

Ziel des Basisregisters sei es laut Bun-
deswirtschaftsministerium, Unternehmen 
von Berichtspflichten zu entlasten, indem 

derivatgeschäfte seien nicht wirksam zu-
stande gekommen, weil die Kommunen 
sie ohne Einschaltung ihrer Rechtsauf-
sicht gar nicht hätten abschließen dürfen.
Beobachter erwarten von dem Urteil 
eine bundesweite Signalwirkung für viele 
andere Kommunen, die Verluste durch 
Derivatgeschäfte erlitten haben. Es wird 
zugleich erwartet, dass die Bank Beru-
fung einlegen wird. 

Haushalts- und Rechnungs-
wesen

Evaluation der Doppik in Hamburg: 
OECD-Vergleich weist Hamburg als 
fortschrittlich aus
Die Freie und Hansestadt Hamburg gilt 
als Vorreiter in Sachen Doppikumstel-
lung. Die Evaluation ihres doppischen 
Haushaltswesens ist abgeschlossen und 
im März 2021 in einem Erfahrungsbe-
richt veröffentlicht worden. 

Bereits 2003 wurde in Hamburg der 
mehrstufige Prozess mit der Einführung 
der Doppik in die Verwaltung gestartet. 
Im OECD-Vergleich zählt Hamburg damit 
zu den fortschrittlichen Gebietskörper-
schaften, die sowohl eine doppische 
Haushaltsrechnung als auch Haushaltspla-
nung aufweisen und diese mit einer Dar-
stellung von Leistungszielen verknüpfen. 

Grundlage des Evaluationsberichts ist die 
strategische Neuausrichtung des Haus-
haltswesens der Freien und Hansestadt 
Hamburg (SNH-Gesetz), welches im  
Dezember 2013 von der Bürgerschaft be-
schlossen wurde. Das SNH-Gesetz hat 
Zielsetzungen zum Erreichen der stra
tegischen Neuausrichtung festgeschrie-
ben sowie daraus abgeleitete Indikato-
ren, die sich am internationalen Bewer-
tungsrahmen „Public Expenditure and 
Financial Accountability Frameworks“ 
(PEFA) orientieren. 

Gemäß dem Bericht haben die selbst ge-
steckten Ziele des SNH-Gesetzes über-
wiegend, und die internationalen PEFA-
Indikatoren nahezu durchgängig gute 
oder sehr gute Bewertungen erreicht. 
Positiv hervorgehoben werden in dem 

Bericht unter anderem die Verlässlich-
keit, Haushaltstransparenz, Vermögens-
darstellung sowie die Sicherstellung der 
Generationengerechtigkeit. Entwicklungs-
potenziale seien dagegen unter anderem 
bei der Geschwindigkeit des Berichts
wesens oder bei der Steuerung entlang 
von Leistungs- und Wirkungszielen zu  
erkennen. 

Der Bericht über die Erfahrungen mit 
dem SNH-Gesetz basiert auf Abfragen, 
Workshops und Einzelinterviews mit  
Beschäftigten der Behörden und Ämter 
Hamburgs, die mit dem Haushalt befasst 
sind. Die Evaluation wurde von der Ham-
burger Finanzbehörde in Zusammen
arbeit mit Prof. Dr. Andreas Lasar von  
der Hochschule Osnabrück und der PD, 
dem Inhouse-Beratungsunternehmen 
der öffentlichen Hand, sowie unter Betei-
ligung der Behörden und Ämter der 
Freien und Hansestadt Hamburg durch-
geführt. 
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Mehrfachmeldungen der Stammdaten 
an unterschiedliche Register vermieden 
werden. Ein künftiges Basisregister solle 
auch dazu beitragen, die Qualität der Re-
gisterdaten zu verbessern und die Effi
zienz der öffentlichen Verwaltung durch 
die Vernetzung der Register zu erhöhen. 

Mit der ersten Ausbaustufe des Regis-
ters soll laut Ministerium noch in diesem 
Jahr begonnen werden, somit müsse 
eine Verabschiedung des Gesetzentwur-
fes noch in der aktuellen Legislaturpe
riode erreicht werden. Um den Vorgaben 
des Onlinezugangsgesetzes zu entspre-
chen, sei eine Schnittstelle vom Basis
register zu dem künftigen Unterneh-
menskonto des Online-Portalverbundes 
geplant. Damit diene die bundeseinheit
liche Wirtschaftsnummer perspektivisch 
nicht nur dem Informationsaustausch  
unter den Registern, sondern bilde auch 
die Voraussetzung für die einheitliche 
Identifizierung von Unternehmen für alle 
Verwaltungsakte im Sinne des „Once-
Only“-Prinzips.

Das Vorhaben ist das Pendant zu dem im 
April 2021 verkündeten Registermoder-
nisierungsgesetz (Gesetz zur Einführung 
und Verwendung einer Identifikations-
nummer in der öffentlichen Verwaltung 
und zur Änderung weiterer Gesetze). Auf 
Basis des Registermodernisierungs
gesetzes können Verwaltungsdaten von 

Bürgern mithilfe einer eindeutigen Steuer-
Identifikationsnummer, der sogenannten 
Steuer-ID, sicher und datenschutzkon-
form der richtigen Person zugeordnet 
werden. Über das neue „Datencockpit“ 
sollen Bürgerinnen und Bürger den Da-
tentransfer kontrollieren können. 
 

Kommunale Hybridsitzungen  
in Bayern und Brandenburg nun 
rechtssicher 
Im vergangenen Jahr der Corona-Krise 
wurden Gemeinderatssitzungen zum Teil 
als sogenannte Hybridsitzungen abgehal-
ten, um persönliche Kontakte einzu-
schränken und das Infektionsrisiko zu 
mindern. Der Begriff umfasst dabei die 
Möglichkeit, entweder vor Ort an einer 
Sitzung teilzunehmen oder über digitale 
Medien von zu Hause. Rechtssicherheit 
auch für die längerfristige Durchführung 
derartiger Sitzungsformate haben nun 
die Bundesländer Bayern und Branden-
burg geschaffen. 

In Bayern ist hierfür seit 17.3.2021 das 
Gesetz zur Änderung des Kommunal-
rechts in Kraft, das es Kommunen künf-
tig bis zum 31.12.2022 erlaubt, in Form 
von Hybridsitzungen zu tagen. Laut dem 
bayerischen Innen- und Kommunalminis-
ter soll damit den Kommunen auch bei 
fortdauernder Pandemielage ermöglicht 
werden, ihre Aufgaben zu erfüllen. Das 

Gesetz sieht vor, dass Kommunen künf-
tig selbst entscheiden, ob und inwieweit 
sich Mitglieder kommunaler Gremien zu 
Sitzungen audiovisuell zuschalten kön-
nen und dabei ein Stimmrecht haben. 
Mindestens der Vorsitzende müsse je-
doch im Sitzungsraum körperlich anwe-
send sein, rein virtuelle Sitzungen blei-
ben somit weiterhin ausgeschlossen. 

Neben Bayern hat auch Brandenburgs 
Kabinett mit einer Änderung der Kommu-
nalverfassung eine Rechtsgrundlage für 
Hybridsitzungen kommunaler Gremien 
geschaffen. Diese sieht vor, dass bran-
denburgische Kommunen künftig auch 
unabhängig von Krisensituationen abseits 
der Corona-Pandemie Hybridsitzungen 
abhalten können. 

Nachhaltigkeit

Neue Nachhaltigkeitsstrategie des 
Bundes vorgestellt
Die Bundesregierung hat am 10.3.2021 
eine Neufassung der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie vorgestellt. Grund-
lage für die nationale Strategie ist weiter-
hin die weltweit gültige Agenda 2030 der 
Vereinten Nationen mit ihren 17 globalen 
Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Deve-
lopment Goals, SDG). Erstmals wurden 
in der Strategie des Bundes sechs „Trans
formationsbereiche“ definiert, in denen 
die Umsetzung jeweils mehrerer SDG 
prioritär vorangetrieben wird und deren 
Wechselwirkungen betont werden sollen. 

Der Bereich „menschliches Wohlbefin-
den und Fähigkeiten, soziale Gerechtig-
keit“ zum Beispiel fasst sieben SDG zu-
sammen und betont neben der Wahrung 
der Menschenrechte vor dem Hinter-
grund der Corona-Krise menschliches 
Wohlbefinden und Gesundheit in einem 
ganzheitlichen Ansatz („One Health“- 
Ansatz). Demnach soll die Gesundheit 
von Mensch, Tier und Umwelt durch un-
terschiedliche Maßnahmen gemeinsam  
adressiert werden, um zum Beispiel der 
Übertragung von Krankheitserregern ent-
gegenzuwirken. Beispiele hierfür sind  
die Kontrolle des Wildtierhandels und  
die Stärkung des öffentlichen Gesund-

PUBLIC GOVERNANCE  Sommer 2021

28  AKTUELLES AUS VERWALTUNGSWIRTSCHAFT UND ÖFFENTLICHEN UNTERNEHMEN

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



Wirtschaften bzw. globale Verantwor-
tung und Eine Welt erwartet. Dabei ist 
nicht immer Vollständigkeit gefordert. 
Vielmehr verweist der RNE auf das aus 
der Corporate-Governance-Welt bekannte 
Comply-or-explain-Prinzip: Dabei werde 
entweder die geforderte Information be-
richtet („comply“) oder es werde begrün-
det, warum eine Information (noch) nicht 
berichtet wird („explain“).

Vor allem im Teil Handlungsfelder sind 
den einzelnen Kriterien auch Indikatoren 
zugeordnet. Diese beziehen sich wiede-
rum auf das von der Bertelsmann Stif-
tung unterstützte SDG-Portal, aus dem 
Kommunen die benötigten Informatio-
nen abrufen können. Durch die Einbet-
tung von Risiken in den Berichtsrahmen 
soll Anschlussfähigkeit zu den im dop
pischen Haushaltswesen geforderten 
kommunalen Lage- bzw. Rechenschafts-
berichten geschaffen werden. Durch die 
Anlehnung an den DNK und den vielfach 
vorhandenen Einbezug der Beteiligungs-
unternehmen sollen Kommunen nicht 
nur die Nachhaltigkeitsleistung der kom-
munalen Verwaltung, sondern die des 
gesamten „Konzerns Stadt“ darstellen 
können.

Der „Berichtsrahmen nachhaltige  
Kommune auf Basis des DNK“ ist unter  
www.nachhaltigkeitsrat.de zu finden.  

 

heitsdienstes. Im Transformationsbereich 
„Energiewende und Klimaschutz“ wie-
derum werden zwei SDG integriert und 
das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 
2025 inklusive einer Halbierung des Ener-
gieverbrauchs bis zu diesem Jahr postu-
liert. Als weitere Transformationsberei-
che werden „Kreislaufwirtschaft“, „Nach
haltiges Bauen und Verkehrswende“, 
„nachhaltige Agrar- und Ernährungssys-
teme“ sowie eine „schadstofffreie Um-
welt“ festgelegt. 

Die neugefasste Strategie knüpft an die 
im Januar 2017 beschlossene Nachhal-
tigkeitsstrategie und ihre Aktualisierung 
vom November 2018 an. Die erste Nach-
haltigkeitsstrategie des Bundes wurde 
im Jahr 2002 verabschiedet und seither 
in regelmäßigen Abständen aktualisiert. 

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2021  
ist unter www.bundesregierung.de/breg-de/
themen/nachhaltigkeitspolitik zu finden. 

Rahmen für kommunale Nachhal-
tigkeitsberichterstattung vorgelegt
Der Rat für nachhaltige Entwicklung 
(RNE) hat im März 2021 einen an den 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) 
angelehnten Berichtsrahmen für Nach-
haltigkeitsberichterstattung von Kommu-
nen in Form einer „Testversion“ zur prak-
tischen Erprobung vorgelegt. Damit soll 

der Versuch unternommen werden, für 
das bisher noch wenig flächendeckende 
und heterogene Nachhaltigkeitsberichts-
wesen von Städten, Gemeinden und 
Landkreisen einen einheitlichen, gleich-
wohl aber flexiblen Standard zu eta- 
blieren. Auf Anregung des OB-Dialogs 
„nachhaltige Stadt“ und ausgehend von 
dem ebenfalls vom RNE entwickelten 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex für  
Unternehmen wurde ein erster Entwurf 
abgeleitet. Hierbei berieten Stakeholder 
und Experten aus Kommunen, Verbän-
den und Instituten – darunter auch das  
Institut für den öffentlichen Sektor.

Im Ergebnis besteht der Berichtsrahmen 
aus zwei Teilen: neun Steuerungskrite-
rien mit Bezug auf den DNK und neun 
Handlungsfelder, die der Struktur der 
Handlungsfelder im Projekt Global Nach-
haltige Kommune (GNK) entsprechen und 
ihrerseits jeweils einem oder mehreren 
Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Deve-
lopment Goals, SDG) zugeordnet sind. 

Im Teil „Steuerung“ sollen die Kommu-
nen etwa zu Bereichen wie Nachhaltig-
keitsstrategie, Ziele und Evaluationen, 
nachhaltige Verwaltung, Vergabe und 
Beschaffung oder Finanzen berichten. Im 
Teil „Handlungsfelder“ wird eine Stel-
lungnahme zum Beispiel zu den Themen 
Klimaschutz und Energie, nachhaltige 
Mobilität, gute Arbeit und nachhaltiges 

AKTUELLES AUS VERWALTUNGSWIRTSCHAFT UND ÖFFENTLICHEN UNTERNEHMEN  29

PUBLIC GOVERNANCE  Sommer 2021
© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.

www.nachhaltigkeitsrat.de
http://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/nachhaltigkeitspolitik
http://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/nachhaltigkeitspolitik


PUBLIC GOVERNANCE  Sommer 2021

30  

IN EIGENER SACHE

Neuer Bundeskodex – Webcast  
beleuchtet Umsetzung 
Mehr als 100 Teilnehmer aus öffentlichen 
Einrichtungen und Unternehmen von 
Bund, Ländern und Kommunen folgten 
am 9.6.2021 der Einladung von KPMG 
und dem Institut für den öffentlichen 
Sektor zur Onlineveranstaltung „Neuer 
Public Corporate Governance Kodex des 
Bundes – worauf es jetzt ankommt“. 

Dr. Ferdinand Schuster und Michael Plazek 
gaben einen Überblick über zentrale Än-
derungen des im September 2020 novel-
lierten Bundeskodex und stellten aktu-
elle Studienergebnisse zu bundesweiten  
Effekten von Public Corporate Gover-
nance Kodizes vor. Erfahrene KPMG- 
Kollegen beleuchteten in der Folge, wie 
die Umsetzung wichtiger Neuregelungen 
des Bundeskodex in den Bereichen Ziel-
steuerung, Erfolgskontrolle, Informati-
onsversorgung des Aufsichtsrats sowie 
Nachhaltigkeitsmanagement in den be-
troffenen Unternehmen effektiv erfolgen 
kann.

In der abschließenden Diskussion wur-
den unter anderem mögliche Ausstrah-
lungswirkungen des Bundeskodex auf 
Landes- und Kommunalunternehmen 
thematisiert. Es gilt als wahrscheinlich, 
dass er insbesondere bei der Neu- und 
Fortentwicklung entsprechender Regel-
werke auf diesen Ebenen neben dem 
Deutschen Public Corporate Governance-
Musterkodex als zentraler Vergleichs-
maßstab herangezogen wird.  

Jetzt auch via Social Media:  
Instituts-Kanal auf LinkedIn  
gestartet
Print und Online – das waren die bisheri-
gen Kommunikationskanäle des Instituts 
für den öffentlichen Sektor. Nun wird das 
Institut auch auf der Social-Media-Platt-
form LinkedIn aktiv: Seit Mai finden sich 
dort auf einem eigenen Info-Kanal noch 
aktuellere Infos zu Artikeln, Studien, Um-
fragen oder geplanten Veranstaltungen. 
Auch zur Instituts-Initiative myGovern-
ment, die die Zusammenarbeit von Start-
ups und öffentlichem Sektor fördert, er-
scheint hier regelmäßig Neues. So stellen 
etwa bei der diesjährigen Veranstaltung 
„myGovernment 2021“ erneut Projekt-

teams aus Start-ups und öffentlicher Ver-
waltung ihre Lösungen für den smarten 
Staat vor (siehe Seite 21 für weitere Infor-
mationen).
 
Interessierte Nutzerinnen und Nutzer  
von LinkedIn können den Instituts-Kanal 
auf der LinkedIn-Plattform abonnieren: 
www.linkedin.com/company/publicgover-
nance   

Kommunaler Nachhaltigkeitshaus-
halt in drei weiteren Kommunen
Am 5.5.2021 fand unter Beteiligung des 
Instituts für den öffentlichen Sektor und 
von KPMG im Internet die öffentliche  

Abschlussveranstaltung zur pilothaften 
Einführung des Nachhaltigkeitshaushalts 
in drei Kommunen statt. Die Städte 
Bonn, Lüdenscheid und Jüchen haben 
nun in ausgewählten Ämtern und teil-
weise auch in kommunalen Unterneh-
men Nachhaltigkeitszielsetzungen im 
Haushalt verankert. Während der von der 
Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 21 
NRW organisierten Veranstaltung traten 
unter anderem die Finanzverantwort
lichen von Bonn und Oberhausen sowie 
der Generalsekretär des Rates für nach-
haltige Entwicklung auf. Vertreten war 
auch das nordrhein-westfälische Umwelt-
ministerium als Finanzierer des Einfüh-
rungsprojekts.   
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Zukunft so zutreffend sein werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeigneten fachlichen Rat  
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